S

negz

NATIONALES E-GOVERNMENT
KOMPETENZZENTRUM

Potenziale von XOV-Standards im
Bereich Baugenehmigung und Planung

Nationales E-Government Kompetenzzentrum (NEGZ e.V.)

Studie im Auftrag des Deutschen Instituts fiir Bautechnik (DIBt)

Verfasser: Heidrun Miiller (unter Mitarbeit von Arne Scheffler)
Projektleitung: Prof. Dr. Tino Schuppan

Berlin, Oktober 2016



Inhaltsverzeichnis

B I 2 11 U] L 3
2 Grundlagen ZUr STUAIE......issss s s 4
2.1 Standards und Interoperabilital. ... —————————————-———. 5
2.2 Potenziale von Standards ... s——————————————————————e 7
2.3 Akteure Und NetZWETIKE ... ssssssssssssssssssess 9
2.4  Konkretisierung des Vorgehens zur Ableitung von Potenzialen ..........oenneeneerecneens 10
3 Rahmenbedingungen und Ausgangslage........————————————— 11
3.1  Rechtliche RahmenbedingUNGen.. ... et es s sss s eees 12
3.2 Organisatorische RahmenbedingUNZEN ... sessssssssessessssssssssees 13
3.3  Technische und infrastrukturelle RahmenbedingUNEen ........ouerenmeereeereeenneenseesseerssesseennees 14
3.4  Zwischenfazit und Implikationen fiir Standards ... 15
4 Potenziale semantischer Standards bei der Baugenehmigung..........cccocounnnmnmnesnsnsnsnsasasans 15
4.1  Genereller BaugenehmigungSProZess. .o ieereensesseeseesssssessesssssssssssssssssessssssesssesssssssssssssesas 15
4.2  Potenzialszenario: Erstellung und Einreichung eines Bauantrags ........ccoeeenneeseesneens 17
4.2.1 Gegenwartiger Prozessablauf ... sssssssessessssssessans 17
4.2.2 Moglicher Ablauf unter Nutzung des Standards ... 18
4.2.3 [dentifizierte POteNZIale ... sssssssssssssssssssssass 19
4.3  Potenzialszenario: Verpflichtende Erhebung statistischer Daten........coueeeneenneneenneneennns 19
4.3.1 Gegenwartiger Prozessablauf ... ses s ssessssasessees 19
4.3.2 Moglicher Ablauf unter Nutzung des Standards ........oeeeeneeneesnesnsesseessessessseens 20
4.3.3 [dentifizierte POtENZIALE ...t ssssssssssssssssssassssnes 22

4.4  Potenzialszenario: Einreichung und Priifung eines Bauantrags mit Building
Information MOAEling (BIM) .....oceueceeereeserressseessesssseessessesssssssssssssssssesssessssssssssssasssessssssssssssesssssssssssssssanes 22
441 Gegenwartiger Prozessablauf ... ssss s 22
4.4.2 Moglicher Ablauf unter Nutzung des Standards .......oeneneenseseeseesessesesseesseeseeens 23
443 [dentifizierte POtENZIAle ... sassssees 24
5 Potenziale semantischer Standards bei der Anfertigung von Planwerken................... 24
5.1  Genereller PlanuUngSPrOZESS. o eerereeseessessesssessssssssesssessssssssssssesssssssssssessssssssesssassssssssssssessas 24

5.2 Potenzialszenario: Abstimmungen von Planungen mit Tragern 6ffentlicher Belange...25

521 Gegenwartiger Prozessablauf ... see s esss s ssssssesssssse s 25
5.2.2 Moglicher Ablauf unter Nutzung des Standards ......c.oeeneneeseenseseesesseesseessesssesees 26
5.2.3 Identifizierte POtenziale ... 26

5.3  Potenzialszenario: Veroffentlichung des Planwerks und Weiternutzung am Beispiel der
Wirtschaftsforderung bzw. Standortwahl ... seseseens 27



5.3.1 Gegenwartiger Prozessablauf ...t ses s ssssees 27

5.3.2 Moglicher Ablauf unter Nutzung des Standards ......cccenneennsenseessesssesseessesseseens 27
5.3.3 [dentifizierte POtENZIALE ...ttt ees et sees bbb 28
Zusammenfassende BetraChtung ... 28
Ausblick und Handlungsempfehlungen ... 32
=) o 1 11 P 35



1 Einleitung

Die Nutzung von Informationstechnik (IT) im 6ffentlichen Sektor ist noch immer von zahlrei-
chen Medienbriichen und Inselldsungen gepragt. Sie erschweren eine vernetzte Zusammenar-
beit und fiihren zu aufwendigen und langen Bearbeitungsprozessen, etwa durch die mehrfache
An- oder Eingabe gleicher Daten. Bei den Adressaten von Verwaltungsleistungen und auch in
den Verwaltungen selbst werden dadurch viele personelle und finanzielle Ressourcen gebunden.
Das ist insbesondere in den Bereichen Bauen und Planen der Fall, denn hier miissen an zahlrei-
chen Schnittstellen zwischen verschiedenen Akteuren Informationen und Daten ausgetauscht
werden, zum Beispiel Plane, textliche Erlduterungen oder technische Daten zu Gebauden. Insbe-
sondere zwischen privaten Akteuren und Behorden erfolgt dieser Austausch haufig noch pa-
pierbasiert, auch wenn die Bearbeitung der Unterlagen in der Regel IT-gestiitzt erfolgt.

Diese Form der Abwicklung und der Zusammenarbeit in den Verwaltungszweigen Planen und
Bauen sollte vor dem Hintergrund der hohen Relevanz fiir den gesamten Bausektor verdndert
werden. So steigt seit 2009 die Bautitigkeit in Deutschland und die Zahl der erteilten Bauge-
nehmigungen. Das Bauhauptgewerbe erzielte 2015 einen Umsatz von 66 Mrd. Euro. In diesem
Jahr wurden iiber 309.000 Baugenehmigungen erteilt. Im Jahr 2016 setzt sich diese Entwicklung
bisher weiter fort (Destatis 2016). Befordert wird diese Entwicklung durch die niedrigen Zinsen,
wodurch Bauen preiswert ist. Gleichzeitig besteht eine grofde Wohnungsknappheit, insbesonde-
re in den Ballungsrdaumen, wodurch die Mieten steigen. Die schnelle Errichtung von Wohnungen
ist daher aus sozialpolitischer Sicht wichtig, um bezahlbaren Wohnraum zu erhalten. Die bishe-
rigen Instrumente, wie die so genannte Mietpreisbremse, zeigen bisher wenig Wirkung in dieser
Hinsicht. Gleichzeitig sind Flachen mit guter Anbindung und hoher Zentralitit vorrangig zu be-
bauen und zu verdichten auch um die Infrastruktur optimal zu nutzen. Allerdings ist die innere
Verdichtung auch besonders anspruchsvoll, weil planerisch aufwandig und abstimmungsinten-
siv. Die Bauleitplanung stellt dabei das zentrale Instrument zur Steuerung der Bodennutzung
einer Gemeinde und somit auch zur Realisierung von Wohnraum und insbesondere auch sozial
gefordertem Wohnungsbau dar. Durch Bebauungspldne kann die rdumliche Steuerung der
Wohnraumversorgung konkretisiert werden. So kdnnen einerseits Flichen fiir die soziale
Wohnraumfoérderung und andererseits Fliachen fiir Personengruppen mit besonderem Wohnbe-
darf festgesetzt werden. Die Festsetzungen kénnen zu einer tatsachlichen Schaffung Wohnraum
und vor allem von preisgiinstigem Wohnraum beitragen.

Nicht zuletzt stellt die Errichtung eines Hauses fiir die meisten Menschen eine einmalige und v.a.
existenzielle Investition dar, was sich auch daran ablesen lasst, dass der Biirgerdienst ,Erteilung
einer Baugenehmigung” zu den TOP20-Biirgerservices zahlt. Dies hat eine aktuelle Studie des
Nationalen E-Government Kompetenzzentrums (NEGZ 2015) ergeben. Um diese Entwicklung zu
unterstiitzen, werden nicht nur schnelle Ablaufe, sondern weiterhin fiir alle Akteure rechtssi-
chere und nachvollziehbare Abldufe und Entscheidungen benétigt. Dies ist besonders wichtig,
als die Planung und Errichtung grofRer Bauvorhaben mit grofien Investitionen verbunden ist,
also z.B. fiir Bauherren, Banken und Architekten grofie finanzielle Risiken bestehen, weshalb
Vorherseh-/Planbarkeit von Verwaltungsentscheidungen erforderlich sind. Nicht zuletzt vor
dem Hintergrund wird auch der Bausektor zunehmend von IT durchdrungen sein, was die Zu-
sammenarbeit zwischen den Akteuren, aber auch mit der Verwaltung verdndern wird. Zu nen-
nen ware hier insbesondere der Building Information Modeling-Ansatz, mit dem Bauwerke
komplett in 3D geplant und entlang des so genannten Lebenszyklus eines Bauwerks von der
Errichtung bis zum Abbruch betreut werden kénnen.

Um medienbruchfreie, durchgingig elektronische Verwaltungsprozesse zu fordern und den Da-

tenaustausch mit und innerhalb der 6ffentlichen Verwaltung zu férdern, wurde im Jahr 2010 der

XOV-Rahmen veroffentlicht (XML in der éffentlichen Verwaltung). Er stellt Methoden, Werkzeu-
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ge und Infrastrukturen fiir die Entwicklung und den Betrieb von IT-Standards fiir den elektroni-
schen Datenaustausch bereit und richtet sich speziell an Behdérden und deren Dienstleister.
Standards, die gemaf$ des XOV-Rahmens entwickelt und betrieben werden, werden als XOV-
Standards bezeichnet und legen fiir einzelne Verwaltungsbereiche fest, wie zu iibertragenden
Daten beschrieben und geordnet sein miissen.

Die Potenziale solcher semantischen Standards sind fiir Akteure aufderhalb der engen Fach-
community nicht stets ersichtlich. Da Entwicklung, Implementierung und Pflege eines Standards
zudem hohe Kosten verursachen konnen, sehen Entscheider haufig nur den damit verbundenen
Aufwand, nicht aber die langfristigen Vorteile. Das ist insbesondere bei den geplanten Standards
in den Bereichen Bauen und Planen der Fall, die in Pilotprojekten bereits erfolgreich erprobt
wurden, bis heute in der Verwaltung und bei privaten Akteuren aber kaum Verwendung finden.
Dadurch besteht wie bei allen Standards die Gefahr, dass fiir Software-Hersteller und Anwender
die Investition in die Implementierung des Standards unattraktiv wird und dessen Weiterent-
wicklung ins Stocken gerat.

Ziel der vorliegenden Studie ist es deshalb, die Potenziale von Standards fiir den elektronischen
Datenaustausch in den Verwaltungsbereichen Bauen und Planen strukturiert und praxisnah
aufzuarbeiten. Es gilt zu ermitteln, an welchen Stellen sich die Zusammenarbeit mit und zwi-
schen den verschiedenen Behdrden durch die Verwendung semantischer Standards einfacher
gestaltet und inwiefern Akteure auch auflerhalb der Bereiche Bauen und Planen davon profitie-
ren.

Die Ergebnisse dieser Arbeit gliedern sich in den anschlief3enden Kapiteln wie folgt: In Kapitel 2
werden zunidchst zentrale Begrifflichkeiten fiir diese Studie sowie der konzeptionell-
methodische Rahmen erldutert. Dabei geht es vor allem darum, den Begriff des Potenzials zu
definieren, der spater dazu dient, die Vorteile semantischer Standards herauszufinden und zu
klassifizieren. Da die Einfithrung eines Standards auch Auswirkungen auf die Zusammenarbeit
der an einem Verfahren oder Projekt beteiligten Akteure haben kann, wird in Kapitel 2 zudem
der Begriff des Netzwerks eingefiihrt, mit dessen Hilfe spater diese Zusammenarbeit erfasst und
analysiert werden kann. In Kapitel 3 werden die rechtlichen, organisatorischen und technischen
Rahmenbedingungen in den Bereichen Bauen und Planen kurz dargestellt, um den Kontext zu
schaffen fiir die Ermittlung der Potenziale in Kapitel 4 und 5. Dazu werden in Kapitel 4 das Bau-
genehmigungsverfahren und in Kapitel 5 das Verfahren zur Erstellung eines Planwerks zunachst
grob als Gesamtprozesse beschrieben, um daran anschlief3end bestimmte Prozessteile zu identi-
fizieren, an denen viele Akteure mit vielen Schnittstellen beteiligt sind und an denen sich die
Potenziale semantischer Standards deshalb gut aufzeigen lassen. Fiir jeden ausgewahlten Pro-
zessteil wird nach einer Darstellung des gegenwartigen Ablaufs ein Szenario entwickelt, das
zeigt, wie Ablauf und Zusammenarbeit der Akteure unter Einsatz des Standards verbessern
konnen. Die Erkenntnisse aus allen Szenarien werden als libergeordnete Potenziale semanti-
scher Standards in Kapitel 6 zusammengefasst. In Kapitel 7 werden abschlieffend Handlungs-
empfehlungen fiir das weitere Vorgehen abgeleitet.

2 Grundlagen zur Studie

Standardisierungsvorhaben sind, wie alle IT-gestiitzten Formen der Zusammenarbeit, keine rein
technische Angelegenheit. Organisatorische oder politische Fragen spielen ebenfalls eine Rolle
und konnen unter Umstinden gar der entscheidende Faktor fiir den Erfolg oder Misserfolg eines
Vorhabens sein. Um die Potenziale von Standards fiir den Datenaustausch in den Bereichen Bau-
en und Planen zu ermitteln, bietet sich deshalb eine interdisziplindre Herangehensweise an.
Konzepte und Begriffe fiir einen Untersuchungsrahmen finden sich etwa in der Wirtschaftsin-
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formatik und den Sozialwissenschaften und werden in diesem Kapitel erldutert und miteinander
verknupft.

2.1 Standards und Interoperabilitat

Zentral fiir die vorliegende Studie ist zunachst der Begriff Standard. Normen und Standards las-
sen sich in Anlehnung an eine Definition des Deutschen Instituts fiir Normung, kurz DIN, allge-
mein verstehen als Regeln, Leitlinien und Merkmale fiir Tatigkeiten oder deren Ergebnisse (vgl.
Hartlieb et al. 2009: 30). Sie sind per se nicht verbindlich, sondern haben empfehlenden Charak-
ter, es sei denn, Rechtsvorschriften oder vertragliche Regelungen bestimmen etwas anderes. Der
Unterschied zwischen Normen und Standards liegt in der Art ihres Zustandekommens: Wahrend
Normen durch Konsens aller am Normungsprozess beteiligten Akteure aufgestellt und anschlie-
f3end von einer anerkannten Normierungsorganisation wie dem DIN angenommen werden, fehlt
bei Standards der volle Konsens aller interessierten Kreise (vgl. ebd., Steinmetz 2010:27-29).

Da Standards nicht zwingend im Einvernehmen mit allen interessierten Akteuren zustande
kommen, sind ihre Adressaten von der Einhaltung zu iberzeugen (vgl. Ponte et al. 2011:2). Nach
Hanseth 2015 geht bei diesen Fallen darum, eine Balance zwischen den verschiedenen Akteuren
zu finden, mit der alle einverstanden sind.

Standards existieren in allen Lebensbereichen. Bei technischen Standards handelt es sich bei-
spielsweise um planméaf3ig und gemeinschaftlich erstellte Regelwerke, die technische Konstruk-
tionsmerkmale, Giitereigenschaften oder Verfahrensweise festlegen, mit dem Ziel, eine einheitli-
che technische Basis fiir bestimmte Produkte und Verfahren bereitzustellen (Burghartz
2011:34). Sie bilden einen Maf3stab, anhand dessen sich zum Beispiel die Qualitdt von Produkten
beurteilen lasst oder beschreiben Schnittstellen, um das Zusammenspiel unterschiedlicher
Komponenten oder Produkte zu erméglichen (vgl. Steinmetz 2010:36).

Standards werden oft im Zusammenhang mit Interoperabilitit diskutiert. Interoperabilitiat
meint im engeren Sinne die Fahigkeit unabhangiger, heterogener IT-Systeme, moglichst nahtlos
zu interagieren, um Informationen auszutauschen (vgl. Steinmetz 2010: 37). Etwas weiter aufge-
fasst bezeichnet Interoperabilitit die Fahigkeit mehrerer Akteure, durch gemeinsam unterstiitz-
te Geschéiftsprozesse Daten auszutauschen sowie Informationen und Wissen zu teilen, um ge-
meinsame Ziele zu erreichen (vgl. Europdische Kommission 2010: 2). Gewo6hnlich wird zwischen
vier verschiedenen Dimensionen von Interoperabilitit unterschieden (vgl. Kubicek/Cimander
(2009); Deutscher Bundestag 2012: 5-6):

= Technische Interoperabilitit bedeutet, dass die einzelnen Komponenten eines IT-Systems
technisch in der Lage sind, mit den Komponenten eines anderen Systems Daten auszutau-
schen. Hierfiir bedarf es zum Beispiel einheitlicher Netzwerkprotokolle und einheitlicher
Formate fiir die zu iibertragenden Daten.

» Semantische Interoperabilitdt heifdt, dass die Inhalte der zu iibertragenden Daten von den
beteiligten Systemen gleichermafien verstanden werden. Zu diesem Zweck miissen die In-
formationen mit vereinheitlichten Modellen und Begrifflichkeiten beschrieben werden.

» Organisatorische Interoperabilitdt bezieht sich auf die Standardisierung von Geschiftspro-
zessen und ist dann gegeben, wenn Prozessschritte und damit verbundene Datentransfers
tiber die Grenzen einer Organisation hinweg nahtlos ineinandergreifen.

= Rechtliche Interoperabilitit liegt vor, wenn die Daten einer Organisation die gleiche Aner-
kennung in einer anderen Organisation erhalten. Hierfiir ist es notwendig, die Rechtsgrund-
lagen der beteiligten Organisationen aufeinander abzustimmen.
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Um Interoperabilitit zwischen zwei Systemen herzustellen, bedarf es nicht zwingend eines
Standards. Insbesondere in der 6ffentlichen Verwaltung kommunizieren viele IT-Systeme tiber
eigens entwickelte, bilateral implementierte Schnittstellen (vgl. KoSIT 2016; Kubicek/Cimander
2009; Kumar/van Dissel 1996). Diese Art der Interoperabilitit ist zwar vergleichsweise zligig zu
realisieren, birgt mittel- und langfristig aber grof3e Nachteile. So kann eine eigens entwickelte
Schnittstelle in der Regel nur in einem konkreten Anwendungsfall zum Einsatz kommen, etwa
bei der Koppelung zweier Fachverfahren, nicht aber in anderen, dhnlich oder gleich gelagerten
Anwendungsfillen. Hier muss abermals eine Schnittstelle fiir den Datenaustausch entwickelt
werden, die ihrerseits dann wieder nur zwischen zwei Systemen implementiert und damit nicht
wiederverwendbar ist (vgl. Steinmetz 2010: 38). Im Ergebnis entsteht so eine uniiberschaubare
Vielfalt an Schnittstellen, die alle den gleichen fachlichen Zweck erfiillen und deren Wartung und
Pflege unnotigen Aufwand verursachen. Fiir Software-Hersteller gestaltet es sich angesichts die-
ser Vielfalt zudem schwierig, kompatible Produkte anzubieten, was die elektronische und medi-
enbruchfreie Kommunikation zwischen Verwaltung und Wirtschaft sowie Verwaltung und Biir-
gern zusatzlich erschwert.

Ein weiterer Nachteil der ,Punkt-zu-Punkt-Interoperabilitit“ zwischen zwei Systemen ist der
Umstand, dass dritte Systeme nur mit zusatzlichem Aufwand in den Verbund eingefiigt werden
konnen. Fiir sie muss ebenfalls eine neue Schnittstelle entwickelt werden, iiber die sie mit einem
der bereits verbundenen Systeme kommunizieren. Bei vielen miteinander zu koppelnden Sys-
temen fithrt das zu uniibersichtlichen Kommunikationsbeziehungen und ebenfalls betrachtli-
chen Wartungsaufwianden. Aufwande entstehen auch fiir den Fall, dass ein System im Verbund
gedndert oder erginzt wird, denn dann miissen unter Umstidnden alle Schnittstellen im Verbund
ebenfalls angepasst werden (ebd.).

Sind IT-Systeme hingegen mit standardisierten Schnittstellen ausgestattet, entfallen diese Auf-
wande. Ein System ist aus sich heraus interoperabel und kann ohne nachtrégliche Entwicklungs-
arbeit in beliebig vielen Anwendungsfillen mit einem oder mehreren anderen Systemen Daten
austauschen (ebd.: 39). Die Umsetzung medienbruchfreier, durchgingig elektronischer Verwal-
tungsverfahren wird dadurch erheblich erleichtert. Standards fiir den Datenaustausch sind da-
her zwar keine zwingende, wohl aber eine sehr zentrale Voraussetzung fiir Interoperabilitit.

Um die Entwicklung von Standards flir den Datenaustausch in der o6ffentlichen Verwaltung zu
fordern, wurde im Rahmen des Aktionsplans Deutschland Online ab 2006 der XOV-Rahmen
entwickelt. Er gibt fiir die Entwicklung und den Betrieb von Standards fiir den elektronischen
Datenaustausch innerhalb und mit der 6ffentlichen Verwaltung einheitliche Produktions- und
Zertifizierungsverfahren vor und bietet Standardisierungsvorhaben wiederverwendbare Kom-
ponenten, Methoden und Werkzeuge an. Fiir einzelne Vorhaben ergeben sich daraus zahlreiche
Vorteile. So werden durch die wiederverwendbaren Komponenten und Werkzeuge, etwa zur
technischen Konkretisierung fachlicher Inhalte, die Entwicklungskosten eines Standards auf
mehrere Vorhaben verteilt und im Ergebnis fiir jedes einzelne Vorhaben gesenkt. Da alle Stan-
dards, die nach den Vorgaben des XOV-Rahmens entwickelt und betrieben werden, auf der Aus-
zeichnungssprache XML basieren und technischer Hinsicht vergleichbare Strukturen aufweisen,
kann bei der Entwicklung eines neuen Standards zudem auf Erfahrungen aus anderen Vorhaben
zuriickgegriffen werden, was die Risiken des Projektes potenziell reduziert. Ein einheitliches
Zertifizierungsverfahren fiir die gemdf XOV-Rahmens entwickelten Standards sorgt dariiber
hinaus fiir ein durchgingig hohes Qualitatsniveau, was zusammen mit der Koordination der
Standards durch eine zentrale Stelle in Bremen fiir Anwender und Unternehmen die Investiti-
onssicherheit erhoht (vgl. KoSIT 2016).

XOV-Standards werden in der Regel fiir einen bestimmten Fachbereich entwickelt und geben
zum Beispiel im Bereich des Meldewesens Datenstrukturen fiir die Abbildung von Anschriften

6



und Namen natiirlicher Personen vor. Fiir die Verwaltungsbereiche Bauen und Planen gibt es
seit geraumer Zeit ebenfalls Bestrebungen, XOV-konforme Standards zu entwickeln.

Der Standard fiir den Bereich Bauen soll dabei die baurechtliche Begriffswelt codieren und Vor-
gaben fiir die Ubermittlung von Daten machen, wie etwa zu einem Baugenehmigungsverfahren,
zu den daran beteiligten Personen und zu Dokumenten, wie etwa den Bauvorlagen. Ziel des
Standards ist es, eine einheitliche und herstellerunabhangige Grundlage fiir das Format und den
Inhalt dieser Nachrichten bereitzustellen, um so ihre Qualitiat zu erhohen und sicherzustellen,
dass alle beteiligten Akteure sie gleichermafien verstehen. In rechtlicher Hinsicht soll dem Stan-
dard die Musterbauordnung zugrunde liegen, wobei Landespezifika, die mehrere Lander betref-
fen, bei der Entwicklung und Pflege des Standards Beriicksichtigung finden.

Der Standard fiir den Bereich Planung soll es ermdglichen, die Inhalte von raumbezogenen
Planwerken ebenfalls in einem herstellerunabhidngigen Modell zu beschreiben und so verlustfrei
zwischen verschiedenen Akteuren und den von ihnen genutzten Software-Systemen auszutau-
schen. Er soll fiir Informationen aus Bauleitpldnen und stadtebaulichen Satzungen, Raumord-
nungspldanen und Landschaftsplanen gelten, wobei die geographische Zuordnung der iibermit-
telten Informationen nicht in Form einer Zeichnung, sondern mit Hilfe von Koordinaten in einem
standardisierten Koordinatensystem erfolgen soll. Diese sogenannte vektorielle Erfassung der
Planinhalte hat den Vorteil, dass IT-Systeme die Informationen automatisch verarbeiten, analy-
sieren und nach individuellen Wiinschen visualisieren kdnnen.

2.2 Potenziale von Standards

Die Frage, ob es sich lohnt, einen Standard fiir den elektronischen Datenaustausch zu entwickeln
und zu implementieren, stellt ein Entscheidungsproblem dar. Um eine Entscheidung treffen zu
konnen, ist eine Bewertung erforderlich. In der Literatur wird Wert haufig mit dem Begriff Nut-
zen gleichgesetzt (vgl. Krcmar 2015: 473). Nutzen versteht sich aber nicht als objektive Eigen-
schaft eines Produkts, etwa eines Standards, sondern als das Ergebnis einer subjektiven Bewer-
tung eines Produkts durch einen Akteur. Ausgangspunkt der Bewertung sind die individuellen
Ziele und Bedirfnisse des Akteurs: Das Produkt, das diese Ziele und Bediirfnisse am meisten
befriedigt, ist aus Sicht des Akteurs das mit dem grofdten Nutzen (vgl. Franke 1996: 41). Ein
Standard fiir die Ubermittlung von Daten zu einem Baugenehmigungsverfahren hat so zum Bei-
spiel fiir eine Baubehorde in ihrer taglichen Arbeit einen grofien Nutzen, fiir die Stadtbiicherei
hingegen wohl eher nicht.

Da es vorliegend nicht um die Ziele und Bediirfnisse eines einzelnen Akteurs, sondern um das
Zusammenspiel mehrerer Akteure geht und die eingenommene Perspektive moglichst auf alle
Akteure bezogen sein soll, wird im Folgenden nicht von Nutzen, sondern von Potenzialen ge-
sprochen wird. Fiir die Gestaltung von Geschaftsprozessen mit Hilfe von IT identifizierte Daven-
port (1993) neun verschiedene Potenziale, die in der nachfolgenden Tabelle kurz aufgefiihrt
sind.

Potenzial Beschreibung des IT-Potenzials
Automatisierend Reduktion manueller Eingriffe und Standardisierung der Prozes-
se

Informationsanreichernd Verfiigbarkeit grofer Mengen detaillierter Informationen

Sequenziell Anderung der Reihenfolge und Parallelisierung von Prozess-
schritten
Beobachtend kontinuierliche Verfolgung des Prozessstatus



Analytisch komplexe Auswertung vorhandener Informationen

Geographisch Unabhéngigkeit von rdumlichen Gegebenheiten
Integrierend Zusammenfassung auch heterogener Aufgaben

Wissen schaffend Flachendeckende Verfligbarkeit von Wissen und Expertise
Vereinfachend Entfernung von Intermedidren aus dem Prozess

Tabelle 1: IT-Potenziale in Anlehnung an Davenport (1993:51) und Krcmar (2015: 480)

Diese allgemeinen IT-Potenziale konnen auf semantische Standards iibertragen werden. Hierfiir
ist eine entsprechende Anpassung und Biindelung erforderlich, so dass fiinf Potenziale bleiben,
die zusammengenommen zundchst abstrakt verdeutlichen, welche Wirkungen semantische
Standards grundsatzlich haben kénnen (vgl. dazu die nachfolgende Tabelle). Im Rahmen dieser
Studie gilt es, diese fiinf abstrakten Potenziale auf die Verwaltungsbereiche Bauen und Planen zu
beziehen und so weit wie moglich zu konkretisieren.

Potenzial Beschreibung des Potenzials

Automatisierend Werden einheitliche Datenstandards genutzt, miissen Daten nicht
manuell in ein technisches System ilibertragen werden, sondern
kénnen medienbruchfrei und ohne zuséatzlichen Aufwand iiber-
nommen werden. Dies gilt auch fiir ganze Geschaftsprozesse.

Informativ/Beobachtend Eine umfassende Standardisierung wird ein automatisches Monito-
ring des Prozessfortschritts ermoglicht, da Prozesse durchgingig
elektronisch unterstiitzt sowie interoperabel sind.

Analytisch/Wissen Kurzfristig betrachtet ermdéglicht eine so genannte Begriffstaxono-
schaffend mie eine Verstdndigung iiber System-/Organisationsgrenzen hin-
weg.

Zukiinftig ermoglicht der Einsatz semantischer Standards eine um-
fassende Kompatibilitdt von Systemen, so dass diese problemlos
miteinander kommunizieren kdnnen. Dadurch ist es méglich, dass
ein System zu Analysezwecken automatisch Daten aus anderen Sys-
temen abfragen kann.

Integrierend Durch die Nutzung von Standards werden Daten und Informationen
auf semantischer Ebene angeglichen, so dass eine ,gleiche Sprache”
gesprochen wird. Dadurch ist es mdglich, Daten aus verschiedenen
Quellen zu einem ,Ganzen“ zusammenzuschneiden. Zudem wird die
Wiederverwendung vorhandener Daten vereinfacht bzw. iiberhaupt
ermoglicht. Diese Integration ermdglicht auch eine verbesserte Pro-
zessintegration

Vereinfachend Standards schaffen Interoperabilitit, so dass die Ubermittlung von
Daten ohne Intermedidre oder Zusatz-Systeme moglich wird.
Tabelle 2: Uberblick iiber die Potenziale semantischer Standards

Betrachtet man die Frage nach den Potenzialen semantischer Standards in zeitlicher Hinsicht,
kann quer zu den vorgestellten Potenzialen zwischen Basis- und Folgepotenziale unterschieden
werden:

= Basispotenziale sind Potenziale, die unter den bestehenden rechtlichen und organisato-
rischen Rahmenbedingungen erreicht werden kénnen und unmittelbar durch den Ein-
satz eines Standards entstehen. Sie stellen gewissermafien den Output dar, der sich aus
der Anwendung einer Technologie unmittelbar ergibt.!

Lygl. fiir eine wirkungsorientierte Perspektive auf Verwaltungshandeln KGSt 2016 und Nullmeier 2011.
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= Potenziale, die erst entstehen, wenn die Basispotenziale realisiert sind, lassen sich als
Folgepotenziale bezeichnen. Sie entsprechen dem Outcome, also der langerfristigen Wir-
kung einer besseren Interoperabilitit und erfordern eine rechtliche oder organisatori-
sche Anderung der Rahmenbedingungen.

Von den Basis- und Folgepotenzialen sind zudem allgemeine, auf die Vernetzung von Akteuren
und Prozessen zuriickzufithrende Potenziale zu unterscheiden. Der Begriff ,Vernetzung“ umfasst
dabei drei verschiedene Ebenen (vgl. Kohl et al. 2014: 14f.):

= Erstens, die Ebene der technischen Vernetzung. Hier geht es um die Verbindung von IT-
Systemen mit dem Ziel, elektronischen Datenaustausch rein physisch zu erméglichen.

= Zweitens, die Ebene der kommunikativen Vernetzung, auf der es ganz allgemein darum geht,
Inhalte zwischen Menschen oder Maschinen auszutauschen.

» Drittens, die Ebene der Zweck erfiillenden Vernetzung. Auf dieser Ebene treten Akteure mit-
einander in Verbindung, um bestimmte Ziele zu erreichen, etwa um ein gemeinsames Anlie-
gen effizienter und effektiver zu bearbeiten.

Diese generellen, auf die Vernetzung von Akteuren und Prozessen zuriickzufiihrenden Potenzia-
le entsprechen zwar nicht dem eigentlichen Erkenntnisinteresse der vorliegenden Studie, sind
aber oft im Zusammenhang mit den Potenzialen semantischer Standards zu sehen und werden
deshalb im Folgenden mitaufgefiihrt.

2.3 Akteure und Netzwerke

Da es bei IT-Projekten immer auch um das Zusammenspiel von Akteuren geht, ist die Frage nach
Standards und Interoperabilitit nicht allein als technische Angelegenheit zu betrachten. Insbe-
sondere in den Verwaltungsbereichen Bauen und Planen sind, etwa bei Baugenehmigungsver-
fahren oder Planungsprozessen, viele unterschiedliche Organisationen und Personen beteiligt,
deren Zusammenspiel begrifflich am besten mit dem Netzwerk-Begriff zu fassen ist. Ein Netz-
werk ist in den Sozialwissenschaften eine Struktur aus mehreren zueinander in Beziehung ste-
henden Akteuren, die dazu dient, Probleme zu 16sen, die von einem Akteur alleine nicht oder nur
schwer geldst werden konnten (vgl. McGuire 2011: 437f.). Die Akteure in einem Netzwerk gelten
als mehr oder weniger autonom und kommen zur Erreichung ihrer gemeinsamen Ziele freiwillig
zusammen (vgl. Williamson 1975; Powell 1990). Ihre Beziehungen zueinander kénnen formali-
sierter oder nicht-formalisierter Natur sein, wobei nicht-formalisierte Beziehungen auf Vertrau-
en basiert, das durch wechselseitige Verpflichtungen und Erwartungen entsteht (vgl. McGuire
2011: 442f). Formalisierte Beziehungen im Bereich Bauen und Planen ergeben sich beispiels-
weise aus der Bauleitplan- bzw. im Baugenehmigungsverfahren gesetzlich vorgesehenen Betei-
ligung der Blirger und von Behorden und Stellen, wie der Gemeinde, der Brandschutzdienststel-
le, der Immissionsschutzbehorde, der Luftfahrtbehorde. Nicht-formalisierte Beziehungen beste-
hen zu Akteuren aus Politik und Wirtschaft, z.B. Investoren, Banken, die u.a. auf schnell verfiig-
bare Informationen angewiesen sind. Gerade aufgrund dieser nicht-formalisierten Beziehungen
sind Netzwerke ein fluides Gebilde, dessen Grenzen nicht immer trennscharf sind und das vor
allem aus geteilten Erfahrungen, Werten und Hintergrundinformationen besteht. All dieses Wis-
sen kann in expliziter oder impliziter Form vorliegen und ist der Grund, warum Akteure sich
einem Netzwerk anschliefden. Der Austausch, die Verwaltung und gar das gemeinsame Erschaf-
fen von Wissen sind somit eine Kernfunktion von Netzwerken, so dass die zentrale Aufgabe ei-
nes erfolgreichen Netzwerkmanagements darin besteht, Wissen im Netzwerk zu identifizieren
und zu erfassen (McGuire 2011: 444).



Beschliisse werden in einem Netzwerk nicht hierarchisch, sondern durch Ausloten gemeinsamer
Positionen, Diskussionen und schlieflich durch Konsens getroffen. Dieser Prozess kann sehr
zeit- und ressourcenintensiv sein und birgt stets die Gefahr suboptimaler Kompromisslésungen,
die vor allem dann besonders grof3 ist, wenn es viele potenzielle Konflikte zwischen den Akteu-
ren in einem Netzwerk gibt (ebd.). Erleichternd hingegen wirkt ,das Maf3 des wahrgenommenen
Problemdrucks: Wenn eine gescheiterte, verzogerte oder sachlich unangemessene Entscheidung
fiir die Beteiligten katastrophale Folgen hitte, gelingt trotz widerstreitender Interesse eine Eini-
gung relativ leicht.” (Mayntz 2010: 45)

rechtlich vorgesehener Prozess

= formalisierte Beziehung

------ nicht-formalisierte Beziehung
. formell beteiligter Akteur

O formell nicht beteiligter Akteur

Abbildung 1: Akteure in einem Netzwerk mit formalisierten und nicht formalisierten Beziehungen

Das Zusammenspiel der Akteure in den Bereichen Bauen und Planen hat, wie spater noch ge-
nauer zu sehen sein wird, aufgrund der Vielfalt formalisierter und nicht formalisierter Kommu-
nikationsbeziehungen, der Bedeutung geteilten Wissens und aufgrund langwieriger Entschei-
dungsprozesse oft netzwerkdhnlichen Charakter. Die nicht-formalisierten Akteure haben formell
keine Mitspracherechte, insbesondere in den Genehmigungsverfahren, versuchen de facto bei
manchen Vorhaben Einfluss zu nehmen, und sind gleichzeitig fiir ihre Arbeit auf schnell verfiig-
bare Informationen angewiesen. Darstellung 1 illustriert den vorliegend verwendeten Netz-
werkbegriff.

2.4 Konkretisierung des Vorgehens zur Ableitung von Potenzialen

Zusammengenommen lasst sich aus den bisherigen Ausfithrungen ein Vorgehensmodell ablei-
ten, mit dessen Hilfe die Potenziale semantischer Standards und einer verbesserten Interopera-
bilitat in den Bereichen Bauen und Planen systematisch erschlossen werden konnen. Dazu wer-
den zunichst in Kapitel 3 Rahmenbedingungen und Ausgangslage fiir Baugenehmigungs- und

10



Planungsprozesse dargestellt. Davon ausgehend wird in Kapitel 4 und 5 im Einzelnen wie folgt
vorgegangen:

1. Zunichst wird der formale Ablauf der beiden Hauptprozesse skizziert, so wie er sich aus
den rechtlichen Vorgaben ergibt. Diese beiden Prozesse bzw. deren Prozessteile decken
einen Grofsteil der Prozesse bzw. Prozessteile ab, konnen also als Beispiele auf die wei-
tergehenden Ablaufe tibertragen werden. Die Auswahl der Prozesse erfolgte in Abspra-
che mit dem Auftraggeber.

2. Anschliefend wird fiir ausgewahlte Prozessteile der tatsdchliche Ablauf mit besonderem
Augenmerk auf die Frage untersucht, welche Akteure wann und auf welche Weise mitei-
nander interagieren. Handlungsleitend fiir die Auswahl war u.a., dass die Auswertung
besonders viele Akteure miteinander kooperieren miissen und besonders informations-
intensiv sind.

3. So dann wird fir den gewdhlten Prozessteil ein so genanntes Potenzialszenario entwi-
ckelt, das zeigt, wie sich das Zusammenspiel der Akteure an dieser Stelle durch die Nut-
zung von Standards sowie interoperabler IT-Systeme dndern bzw. verbessern konnte.
Angelehnt an die Szenariomethode (vgl. u.a. v. Reibnitz 1991; Kosow/Gafdner 2008) geht
es darum, Gestaltungs- und Moglichkeitsraume aufzuzeigen, die bewusst tiber die Gren-
zen der heutigen, teils restriktiven Rahmenbedingungen hinausreichen. Daraus ergibt
sich die Chance, zu neuen Erkenntnissen fiir die Praxis zu gelangen, auch wenn ein Sze-
nario derzeit nicht vollumfanglich umgesetzt werden konnte. Zugleich wird auf diese
Weise deutlich, welche gesetzlichen oder organisatorischen Anderungen nétig waren,
um aufgezeigte Moglichkeiten zu realisieren. Eventuelle Hindernisse bei der Umsetzung
werden in den Szenarien nicht thematisiert, um das gewiinschte Denken in Mdglichkei-
ten und Potenzialen nicht einzuschranken.

4. Im letzten Schritt folgt eine systematische Ableitung und Aufstellung der identifizierten
Basis- und Folgepotenziale gemaf$ der in diesem Kapitel entwickelten Definition.

Flir die Durchfiihrung der Studie wurde ein Methodenmix aus Dokumentenanalyse, leitfadenge-
stiitzten Experteninterviews und Workshops angewendet. Im Rahmen der Dokumentenanalyse
wurden interne Dokumente, vor allem aus den Arbeitsgruppen Planen und Bauen, rechtliche
Regelungen und Fachliteratur zu Standardisierung und Potenzialen, zu neueren Entwicklungen
im Bau- und Planungsbereich sowie Ergebnisse frither durchgefiihrter Projekte, u.a. eine Organi-
sationsuntersuchung in einem Bauamt einer grofieren Stadt ausgewertet. Die daraus gewonne-
nen Erkenntnisse bilden die Grundlage fiir den konzeptionellen Rahmen. Die darauf aufbauen-
den Experteninterviews wurden mit Vertretern von Bauaufsichtsbehoérden, Planungsbehdrden
und Statistikbehdrden sowie mit Entwurfsverfassern gefiihrt. Mit Architekten und Planern fan-
den Workshops statt.

3 Rahmenbedingungen und Ausgangslage
In diesem Kapitel geht es darum, die rechtlichen, organisatorischen und technischen Rahmenbe-
dingungen in den Verwaltungsbereichen Bauen und Planen aufzuzeigen, um in den darauffol-

genden Kapiteln realititsnahe Szenarien zu entwickeln und die ermittelten Potenziale besser
verstehen und einordnen zu kénnen.
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3.1 Rechtliche Rahmenbedingungen

Das Baurecht ldsst sich im weitesten Sinne unterteilen in das Bauordnungsrecht und das Bau-
planungsrecht. Das Bauordnungsrecht ist Landesrecht und legt die Anforderungen an ein kon-
kretes Bauwerk fest (vgl. Battis 2006: 1) etwa zur Erschlieffung, zu Abstinden, zum Brand-
schutz, zur Verkehrssicherheit sowie zu nutzungsbezogenen Anforderungen wie etwa PKW-
Stellplatzen. Das Verfahren zur Priifung und Genehmigung von Bauantragen ist in den Bauord-
nungen der Lander unterschiedlich geregelt, weist im Wesentlichen aber drei Grundtypen auf:
das ,normale“ Baugenehmigungsverfahren, das vereinfachte Baugenehmigungsverfahren und
das Genehmigungsfreistellungsverfahren. Im vereinfachten Baugenehmigungsverfahren wird
tiber die bauplanungsrechtliche Zulassigkeit, Standsicherheit und Brandschutz sowie iiber das
so genannte aufgedringte Fachrecht, d.h. Anforderungen, deren praventive Priifung ausdriick-
lich dem Baugenehmigungsverfahren iibertragen sind, entschieden. Im ,normalen“ Baugeneh-
migungsverfahren wird zusatzlich das Bauordnungsrecht im Ganzen gepriift. In den Landern
Hamburg und Brandenburg wird in einem Genehmigungsverfahren mit Konzentrationswirkung
sogar die Gesamtheit des Fachrechts gepriift.

Leitbild fiir die Bauordnungen der Lander ist die so genannte Musterbauordnung. Sie wurde von
der Konferenz der Landesbauminister verabschiedet und soll die verschiedenen Bauordnungen
der Lander vereinheitlichen. Dennoch sind mit der Zeit grofle Unterschiede zwischen den ein-
zelnen Bauordnungen entstanden. Griinde hierfiir sind u.a. das Festhalten an o6rtlichen , Errun-
genschaften” und unterschiedliche politische Schwerpunktsetzungen, weniger aufgrund unter-
schiedlicher Anforderungen an das Bauen in Stadtstaaten und landlich geprigten Flachenlan-
dern. Da Bauherren, Architekten und Investoren gerade bei grofieren Vorhaben iiberregional
agieren, bewerten sie einen moglichen Standort auch nach Ablauf des Baugenehmigungsverfah-
rens. Daher erweisen sich die unterschiedlichen Regelungen fiir manche Bundeslander inzwi-
schen als Nachteil.

Weitere wichtige Regelungen fiir die Baugenehmigungsverfahren sind in den ebenfalls von den
Bundesldandern erlassenen Bauvorlagenverordnungen zu finden. Hier ist geregelt, welche Unter-
lagen, Plane und weiteren Dokumente fiir ein Bauvorhaben einzureichen sind.

Fiir das Bauplanungsrecht ist das vom Bund erlassene Baugesetzbuch (BauGB), die Baunut-
zungsverordnung (BauNVO) und die Planzeichenverordnung (PlanzV) von zentraler Bedeutung.
Im BauGB ist die Bauleitplanung geregelt, also die Aufstellung und Anderung von Flichennut-
zungspldnen und Bebauungspldnen. In den Bauleitpldnen wird die stddtebauliche Entwicklung
einer Gemeinde gesteuert und geordnet, die die sozialen, wirtschaftlichen und umweltschiitzen-
den Anforderungen auch in Verantwortung gegeniiber kiinftigen Generationen miteinander in
Einklang bringen, und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodennutzung
gewdhrleisten soll“ (§ 1 Abs. 5 BauGB). Die Bauleitplane bestehen in der Regel aus zeichneri-
schen Elementen (PlanzV) textlichen Festsetzungen und einer Begriindung. Dariiber hinaus re-
gelt das Baugesetzbuch unter anderem die Umlegung, Enteignung und Erschliefdung von Grund-
stiicken.

Weitere relevante Vorgaben fiir den Bereich Planung finden sich im ebenfalls vom Bund erlasse-
nen Raumordnungsgesetz (ROG). Es verpflichtet die Bundesldnder, landesweite Raumord-
nungspldne aufzustellen sowie als dessen Bestandteil Regionalplane. Raumordnungspldne ent-
halten zeichnerische und textliche Darstellungen, in denen die Grundziige der raumlichen Ord-
nung und Entwicklung durch Ziele und Grundsitze der Raumordnung festgelegt werden. Die
Uberplanung von Gebieten erfolgt nach dem so genannten Gegenstromverfahren: iibergeordnete
Plane machen Vorgaben fiir die darunterliegenden, Einspruchs- und Beteiligungsverfahren er-
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offnen der kommunalen Bauleitplanung aber auch Spieltrdume gegeniiber Regional- oder Lan-
desplanen.

Relevant fiir den Bereich Planung sind schlieflich das Bundesnaturschutzgesetz (BNatschG) und
die Naturschutzgesetze der Lander. Das Bundesnaturschutzgesetz bestimmt, dass die Bundes-
lander Ziele, Erfordernisse und Mafnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege fiir
das gesamte Land in so genannten Landschaftsprogrammen und fiir Teile des Landes in Land-
schaftsrahmenplanen darzustellen haben (§ 10 Abs. 1 BNatschG). In diesen Planen sind Ziele
und Mafdnahmen fiir den Schutz und die Entwicklung von Schutzgiitern, wie Arten und Biotopen,
Landschaftsbild, Boden und Wasser sowie Klima und Luft dargestellt (in Karten und textlichen
Darstellungen). Auf Ebene der Gemeinden sind die Landschaftsrahmenpline in Form von Land-
schaftspldnen und Griinordnungspldnen zu konkretisieren. Die Zustandigkeit und das Verfahren
bei der Aufstellung dieser Plane sind in den Naturschutzgesetzen der Lander geregelt.

3.2 Organisatorische Rahmenbedingungen

Organisatorisch verteilen sich die verschiedenen Bau- und Planungsbehdrden im Geflige von
Bund, Lindern und Kommunen auf mehrere Ebenen.

Fir den Bereich Bauen kann zwischen obersten, oberen und unteren Bauaufsichtsbehorden un-
terschieden werden. Die unteren Bauaufsichtsbehorden sind auf kommunaler Ebene angesie-
delt, in der Regel bei den Landkreisen, kreisfreien Stadten und grofieren kreisangehorigen
Kommunen. Damit gibt es in jedem der 16 Bundesldnder eine grof3e Anzahl von unteren Bauauf-
sichtsbehorden. Beispielsweise gibt es im Land Brandenburg 20 untere Bauaufsichtsbehorden,
in Bayern 138 und in Niedersachsen 103. Ihre Aufgabe ist es, zu iiberwachen und darauf hinzu-
wirken, dass bauliche Anlagen, Grundstiicke und Baumafinahmen dem o6ffentlichen Baurecht
entsprechen. Sie erfiillen diese Aufgabe in der Regel dadurch, dass Baugenehmigungen erteilt
oder versagt werden. Die oberen Bauaufsichtsbehoérden sind je nach Landesorganisation bei
Mittelbehorden oder als oberste Bauaufsicht in den Landesministerien angesiedelt. Sie iiber-
nehmen die Fach- und Rechtsaufsicht tiber die unteren Bauaufsichtsbehérden und bearbeiten
ggf. Widerspriiche gegen deren Entscheidungen. Gibt es keine Mittelbehérden, werden diese
Aufgaben von der obersten Bauaufsicht iibernommen. Die oberste Bauaufsicht ist auf Landes-
ebene fiir die Rechtsetzung zustandig.

In Baugenehmigungsverfahren und sonstigen Verwaltungsverfahren in diesem Bereich werden
zudem eine grofde Anzahl von Fachbeh6rden und sonstigen Stellen beteiligt, koordiniert durch
die jeweils zustdndige untere Bauaufsichtsbehorde. Bei ,normalen” Verfahren sind bis zu zehn
verschiedene Behorden und Stellen involviert2 In einem konzentrierten Baugenehmigungsver-
fahren (Hamburg, Brandenburg) kénnen sogar bis zu 30 verschiedene Behdrden und Stellen
beteiligt sein. Hinzu kommen so genannte Informationsempfanger, z.B. die Deutsche Post bei der
Hausnummernvergabe, die Kenntnis iiber ein Bauvorhaben erhalten.

Die Priifung und Genehmigung der Bauantrage iibernehmen in den Behdrden Sachbearbeiter
mit notigen Fachkenntnissen.3 Dies ist in den jeweiligen Landesbauordnungen entsprechend
geregelt. Diese Sachbearbeiter iibernehmen auch die Einbeziehung der Fachbehérden und sons-
tigen Stellen sowie die Priifung von deren Stellungnahmen.

Z Diese Annahme basiert auf Schatzungen der Mitglieder der Arbeitskreise Bauen und Planen.

3 In die Priifung von Antragen fiir so genannte Sonderbauten, z.B. Hochhauser, Wohnanlagen oder grofie
Ladenflachen, sind haufig zusatzlich Stadtbaudirektoren oder vergleichbare Amtstrager bzw. die Verwal-
tungsfithrung einbezogen, da diese Vorhaben stark in das Stadtbild eingreifen und deshalb auf héherer
Ebene aus einer Gesamtperspektive zu beurteilen sind.
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Eine dhnliche vertikale Differenzierung ist im Bereich Planen anzutreffen. Hier sind die Pla-
nungsamter der Stadte und Gemeinden im Rahmen der Bauleitplanung fiir die Aufstellung der
Flachennutzungspldane und der Bebauungspldane sowie im Rahmen der Landschaftsplanung fiir
die Aufstellung von Landschaftsplanen und Griinordnungsplanen zustindig. Sie miissen dabei
die Ziele aus dem iibergeordneten Regionalplan beriicksichtigen. Der Regionalplan wird je nach
Grofde und Organisation des jeweiligen Bundeslandes von einer Mittelbehorde aufgestellt und ist
Teil eines landesweiten Raumordnungsplans, den in der Regel ein Landesministerium erstellt.
Fachplanungen, etwa die Planung einer Bundesfernstrafde, tibernehmen hingegen die entspre-
chenden fachlichen Behorden auf Bundes, Landes- oder Kreisebene.

An der Erstellung eines Planwerks sind zahlreiche Beh6rden und Stellen sowie private Akteure
beteiligt. Ahnlich wie im Bereich Bauen iibernimmt die zustindige Planungsbehérde eine koor-
dinierende Funktion, hdufig im Zusammenspiel mit einem privaten Akteur, der mit der konkre-
ten Planerstellung beauftragt wurde. Insgesamt kann angenommen werden, dass an der Aufstel-
lung eines Bauleitplans zwischen 60 und 200 Stellen und Behorden sowie private Akteure als
Dienstleister beteiligt sind. Sehr verfahrensaufwindig ist liberdies die Beteiligung der Offent-
lichkeit und die daran anschliefSende Auswertung und ggf. Einarbeitung der vorgebrachten An-
regungen, die z.T. mehrere hundert Stellungnahmen zum Plan umfassen. Geschitzt werden in
Deutschland jahrlich 2.000 Bauleitplane aufgestellt.4

3.3 Technische und infrastrukturelle Rahmenbedingungen

Die iiberwiegende Mehrheit der Akteure in den Verwaltungsbereichen Bauen und Planen arbei-
tet in unterschiedlicher Form bereits seit langem IT-gestlitzt. Die Bauaufsichtsbehérden nutzen
unterschiedliche IT-Fachverfahren und Vorgangsbearbeitungssysteme, mit denen sich zum Bei-
spiel Bescheide fiir eine Baugenehmigung erstellen oder Bauakten elektronisch fiithren lassen
und die an elektronische Plattformen zur Beteiligung von T6Bs oder Fachbehérden angebunden
werden konnen, in der Regel jedoch nicht iiber standardisierte Schnittstellen. Verwaltungen, die
die elektronische Einreichung von Bauantrdagen vorschreiben bzw. ermdéglichen, nutzen zudem
[T-Infrastrukturen fiir die Datenlibermittlung wie Antragsportale, Datenplattformen oder Da-
tendrehscheiben. Die verwendeten IT-Systeme sind mit unterschiedlichem Funktionsumfang in
den Bauaufsichtsbehorden vorhanden, entweder aus Kostengriinden oder weil mehr Funktionen
nicht notwendig erscheinen, so dass eine grofde Heterogenitat besteht. Selbst wenn einheitliche
Fachverfahren verwendet werden, bedeutet dies jedoch nicht, dass medienbruchfrei zusam-
mengearbeitet werden kann, da fiir den formalisierten Austausch mit anderen Behdrden und
privaten Akteuren bisher kein einheitlicher Austauschstandard genutzt wird. Damit einhergehen
auch Unterschiede in der Arbeitsplatzausstattung: Nicht in allen Behorden verfiigen die Mitar-
beiter liber (zwei) grofdere Bildschirme, um Zeichnungen in digitaler Form zu priifen. Mitarbei-
ter in Planungsbehorden hingegen sind teilweise schon mit entsprechenden Arbeitspldtzen aus-
gestattet® und haben Fachverfahren, mit denen Planwerke erstellt, analysiert und miteinander
verschnitten werden konnen. Weiterhin besteht Zugriff auf Geodaten und Kataster/Register, die
einheitlich und zentral bereitgestellt werden.

In dieser Landschaft aus heterogenen, haufig nicht interoperablen Fachverfahren ist eine durch-
gangig elektronische, organisationsiibergreifende Zusammenarbeit nur schwer maoglich. Vielfach
miissen die bestehenden Systeme und Verfahren aufgeriistet oder gar durch andere ersetzt
werden. Zudem fehlt es bei vielen Akteuren an Bewusstsein fiir die Moglichkeiten interoperabler
IT-Systeme und damit einhergehender Formen der Zusammenarbeit. So kénnen T6Bs etwa da-

4 Schatzungen wurden von den Mitgliedern des Arbeitskreises Planen erarbeitet.
5 Haufig ist die Arbeitsplatzausstattung abhdngig von der Gemeindegrofie.
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rauf bestehen, die Unterlagen fiir eine Stellungnahme per Post zu erhalten, selbst wenn sie ihnen
vorher bereits elektronisch zugestellt wurden.

Private Akteure wie zum Beispiel Architektur- oder Planungsbiiros nutzen ebenfalls seit vielen
Jahren IT-Anwendungen, darunter CAD-Programme und Berechnungstools. Die CAD-
Anwendungen bieten zwar viele Funktionen, etwa zur Erstellung von 3D-Modellen, diese wer-
den jedoch nur zu einem Bruchteil genutzt. Vielmehr ersetzen die Programme in vielen Fallen
nur den Zeichenstift, eine weitergehende IT-Unterstiitzung der Arbeit erfolgt nicht. Im Unter-
schied zur Verwaltung ist es jedoch iiblich, bei Planungen IT-gestiitzt zusammenzuarbeiten, wo-
fiir so genannte elektronische Projektraume eingerichtet werden, tiber die sich Entwiirfe aus-
tauschen lassen. Aber auch hier zeigen sich in der Praxis Schwierigkeiten, etwa wenn die Betei-
ligten mit unterschiedlichen Versionen der benotigten Programme arbeiten. Vielfach aktualisie-
ren Architekten und Planer ihre Anwendungen aus Kostengriinden nicht regelmafdig bzw. sehen
auch nicht die Notwendigkeit. Dadurch ist auch bei den privaten Akteuren eine grof3e Heteroge-
nitidt in Hinsicht auf die IT anzutreffen, die eine durchgingig elektronische Zusammenarbeit er-
schwert.

3.4 Zwischenfazit und Implikationen fur Standards

Die rechtlichen, organisatorischen und technischen Rahmenbedingungen verdeutlichen, wie
komplex und aufwendig das Zusammenspiel von privaten und 6ffentlichen Akteuren iiber meh-
rere Ebenen hinweg ist. Viele Regelungen und Praktiken sind Relikte aus einer Zeit, in der die
Moglichkeiten der IT noch begrenzt waren. Zusammengefasst stellen sich deshalb folgende Her-
ausforderungen:

Um eine Baugenehmigung zu erhalten oder einen Plan zu erstellen, miissen verschiedene Akteu-
re miteinander kooperieren, was - wie die verwaltungswissenschaftliche Literatur zeigt - haufig
Probleme verursacht. Zudem verursacht Kooperation hohe Aufwande und Kosten, die durch die
bestehenden IT-gestiitzten Kollaborationsplattformen nicht zu mindern sind. Weiterhin sind die
beiden betrachteten Bereiche sehr qualitiatskritisch, denn alle Entscheidungen, die getroffen
werden, wirken dauerhaft und sind ,sicherheitskritisch®. Sie erfordern eine besondere Sorgfalt
und Vorsicht, ebenso wie Spezialwissen und viel Erfahrung. ,Schnelle Lésungen” verbieten sich
daher.

4 Potenziale semantischer Standards bei der Baugenehmigung

4.1 Genereller Baugenehmigungsprozess

Der Prozess zur Erteilung einer Baugenehmigung und auch das ggf. vorgelagerte Genehmigungs-
freistellungsverfahren sind fiir Behérden und private Akteure von zentraler Bedeutung. Zwar
stellt der Genehmigungsprozess aus der Perspektive des Gesamtvorhabens vom Entwurf bis zur
Fertigstellung nur einen kleinen Teil dar, dieser ist aber besonders zeit- und kostenkritisch:
Denn das Gesamtvorhaben ist zu diesem Zeitpunkt haufig bereits in Gang gesetzt. Auch wenn
noch nicht ,die Bagger auf dem Grundstiick arbeiten®, lauft doch der planerische und organisato-
rische Prozess auf Hochtouren und der Bauherr ist bereits mafdgebliche finanzielle Verpflichtun-
gen eingegangen. Eine Verzogerung oder sogar ein Stopp des Prozesses kann daher verheerende
Auswirkungen fiir das Bauvorhaben wie fiir den Bauherren haben. Da dieser Prozess auf Seiten
der Bauherren und Entwurfsverfasser wie auf Seiten der Bauaufsichtsbehérden besonders viele
Ressourcen bindet, eignet er sich gut, um die Potenziale von Standards fiir den elektronischen
Datenaustausch zu demonstrieren.
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Der nachfolgend dargestellte Ablauf des Genehmigungsprozesses basiert auf der Musterbauord-
nung. Abbildung 2 illustriert den Ablauf fiir das Baugenehmigungsverfahren und das Genehmi-
gungsfreistellungsverfahren. Bei letzterem Verfahren werden zwar die erforderlichen Bauvorla-
gen bei der zustandigen Behorde eingereicht, jedoch kann ohne Baugenehmigung nach Ablauf
eines Monats mit dem Bauen begonnen werden. Genehmigungsfrei ist Errichtung oder Ande-
rung von Wohngebduden mit geringer oder mittlerer Hohe, die folgenden Anforderungen ent-
sprechen:

» Beriicksichtigung der Festsetzungen eines Bebauungsplans
=  Gewadhrleistung der Erschliefung
* Nachweis der Standsicherheit und des Brandschutzes

Bauherr bzw. Einreichen des
Intermediar Bauantrags

Zustandige e des Antrags Stellungnahmen Fachdienst-
eRel  auf Ubereinstimmung einholen stellen
mit Vorschriften
- Zustindige
{ Baugenehmigung

Bauherr bzw.

Intermedidr

Baubeginn |

Abbildung 2: Uberblicksartiger Baugenehmigungsprozess
Der Ablauf des Prozesses gestaltet sich im Einzelnen wie folgt:

= Zu Beginn des Prozesses wird im Auftrag des Bauherrn der Entwurf fiir ein Bauvorhaben
von einem Entwurfsverfasser, in der Regel einem Architekten, ggf. zusammen mit meh-
reren Fachplanern, erstellt. Ein Bauvorlageberechtigter (Architekt, Bauingenieur etc.)
reicht den Entwurf zusammen mit dem vom Bauherrn unterschriebenen Bauantrag und
weiteren Bauvorlagen bei der zustidndigen Bauaufsichtsbehoérde ein.

= Die Behorde priift zundchst, ob die Unterlagen formal korrekt und vollstindig einge-
reicht wurden und ob z.B. Nachweise fiir den Brandschutz und die Standsicherheit vor-
liegen. Im nichsten Schritt priift die Behérde die Bauvorlagen auf Ubereinstimmung mit
den Festsetzungen des Bebauungsplans, den bauordnungsrechtlichen Anforderungen
und dem aufgedrangten Fachrecht. In diese Priifung werden die Planungs- und z.B. die
externen Fachdienststellen einbezogen.

= Dazu zdhlen beispielsweise Gemeinden, Strafdenverkehrsbehérden, Naturschutzbehor-
den, Wasserbehorden, Brandschutzdienststellen, Immissionsschutzbehérden, Luftver-
kehrsbehdérden und Planungsbehdrden. Aufgrund von deren Stellungnahmen und/oder
aufgrund ihrer eigenen Priifung fordert die Bauaufsichtsbehorde ggf. weitere Unterlagen
beim Bauherrn nach oder verlangt Anderungen am Bauvorhaben.

= Sind die Plane fiir das Bauvorhaben ggf. entsprechend gedndert und erneut eingereicht,
wird nach Priifung die Baugenehmigung erteilt oder versagt.

Innerhalb des Gesamtprozesses sind die Teilprozesse besonders kritisch, an denen eine Vielzahl
von Akteuren beteiligt ist, die Informationen iiber mehrere Schnittstellen austauschen. Empi-
risch zeigt sich, dass gerade in solchen Prozessphasen erhebliche Ressourcen auf Seiten aller
Beteiligter gebunden werden, die unter Nutzung eines semantischen Standards und interope-
rabler Systeme nicht notig waren. Daher werden in diesem Kapitel flir folgende Teilprozesse
Potenzialszenarien entwickelt: Erstellung und Einreichung eines Bauantrags, Verpflichtende
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Erhebung statistischer Daten sowie Einreichung und Priifung eines Bauantrags mit Building
Information Modeling (BIM).

4.2 Potenzialszenario: Erstellung und Einreichung eines Bauantrags

Das Erstellen und Einreichen eines Bauantrags hat eine hohe Bedeutung fiir das gesamte Ge-
nehmigungsverfahren, da sich hier entscheidet, ob die darauffolgenden - weitgehend formali-
sierten - Schritte beschleunigt bzw. verkiirzt werden kénnen.

4.2.1 Gegenwartiger Prozessablauf

Damit ein Vorhaben von der Bauaufsichtsbehorde genehmigt werden kann, muss es zahlreichen
Anforderungen gentigen, die sich mehrheitlich aus verschiedenen rechtlichen Regelungen erge-
ben sich. Bei manchen Anforderungen besteht seitens der zustdndigen Behdrden ein Ermessens-
spielraum, der je nach Behorde unterschiedlich ausgelegt wird. Da es vielfach keine einheitli-
chen Regelungen gibt, liegen die Informationen dazu in unterschiedlichster Form vor: Manche
Behorden stellen Plane und Fachdaten bereits elektronisch und maschinenlesbar zur Verfiigung,
bei anderen ist persénlicher Kontakt erforderlich, um die relevanten Informationen und Daten
zu erhalten. Um die Entscheidungsspielraume ,auszuloten®, fithren Architekten und Fachplaner
zudem bereits vor dem Einreichen des eigentlichen Antrags mit den verschiedenen, fiir das Vor-
haben relevanten Behorden, personliche Gesprache, was im formellem Ablauf des Prozesses
aber nicht vorgesehen ist. Das verleiht dem Zusammenspiel zwischen privaten Akteuren und
Behorden an dieser Stelle netzwerkahnlichen Charakter, denn bei der Wahl des Gesprachspart-
ners spielen Erfahrungen und Bekanntschaften eine nicht unwesentliche Rolle. Insgesamt be-
deutet die Zusammenstellung der benétigten Informationen fiir den Antragsteller einen hohen
Aufwand und ist mit der Unsicherheit verbunden, trotz intensiver Bemiihungen nicht alle erfor-
derlichen Sachverhalte zu kennen. Das ist aus Sicht der Antragsteller fiir ein Bauvorhaben
durchaus problematisch, denn nur durch umfassend gesicherte Informationen und Daten zu den
Anforderungen ist es méglich, Nachforderungen und Anderungsaufforderungen im Genehmi-
gungsprozess von vorneherein zu reduzieren oder im Idealfall sogar auszuschliefien. Fiir die
Behorden bedeuten die geschilderte Praxis ebenfalls einen hohen Aufwand, nicht nur aufgrund
der Bereitstellung der Informationen, sondern auch aufgrund der erwahnten persénlichen Ge-
sprache zu Bauvorhaben. Sie befassen sich so mehrmals mit einem Bauvorhaben, was nicht dem
formalen Ablauf des Prozesses entspricht. Folgende Abbildung fasst die derzeitige Praxis grob
zusammen:

Bezug von Informationen
anderer Behorden, z.B.
Grundbuchauszug, B-Plan

Vorgesprach zwischen
Architekt/Bauherr und
Genehmigungsbehorde

Ggf.
Bauherr Projektraum
Fach- Fach- Fach-
planer 1 planer 2 planer n

Abbildung 3: Grober Ablauf fiir die bisherige Erstellung von Bauvorlagen
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Liegen auf Seiten des Antragstellers die fiir die Einreichung des Bauantrags erforderlichen Plane,
Konzeptionen der Fachplaner und Beschreibungen vor, werden diese sogenannten Bauvorlagen
zusammengestellt und in der Regel noch hdndisch unterschrieben. Viele Bauaufsichtsbehérden
fordern mehrere Exemplare der Bauvorlagen an, manchmal bis zu 20 im konzentrierten Verfah-
ren, fir weitere Fachrechtsdienststellen, die durch das Vorhaben o6ffentlich-rechtlich betroffen
sind.¢ Andere verpflichten den Antragsteller zur elektronischen Einreichung, fordern aber zu-
satzlich ein Exemplar der Bauvorlagen auf Papier oder als Datentrdger an. Das Formular des
Bauantrags ist vom Antragsteller in jedem Fall manuell zu unterschreiben, was eine durchgangig
elektronische Einreichung letztlich verhindert.

Insgesamt stellt sich die Erstellung und Einreichung eines Bauantrags als ein sehr kooperations-
intensiv Unterfangen dar, sowohl fiir die privaten Akteure als auch fiir die Behdrden. Letztere
werden in nicht formalisierter Weise bereits bei der Vorbereitung des Antrags miteinbezogen,
was im formellen Ablauf des Genehmigungsprozesses nicht vorgesehen ist und das Zusammen-
spiel netzwerkahnlich erscheinen lasst. Weiterhin ist die Erstellung der Bauvorlagen sehr wis-
sens- und qualititskritisch, da fehlerhafte Angaben die Erteilung einer Baugenehmigung verzo-
gern konnen.

4.2.2 Moglicher Ablauf unter Nutzung des Standards

Durch die Nutzung eines semantischen Standards fiir den elektronischen Datenaustausch und
entsprechend interoperabler IT-Systeme ist folgender Prozessablauf denkbar: Die von den Ar-
chitekten und Fachplanern benétigten Planwerke und Fachdaten werden elektronisch und stan-
dardkonform bereitgestellt, so dass personlicher Kontakt mit Behdérden und entsprechende
Netzwerkfahigkeiten seltener erforderlich sind. Manche Daten und Informationen sind bereits
frei iber das Internet verfiigbar, wie das amtliche Liegenschaftskataster (ALKIS), oder sind nur
einem ausgewdhlten Benutzerkreis, z.B. Bauvorlageberechtigten und den Fachplanern, zugang-
lich. Die Ergdnzung eines bestehenden Portals um ein Anmelde-Modul ist in den meisten Fallen
technisch einfach umzusetzen. Somit entfillt die handische Ubernahme von Pldnen und sonsti-
gen Informationen in die IT-Verfahren der Entwurfsverfasser.

Architekten und Fachplaner erstellen XOV-konforme Bauvorlagen, die digital signiert werden
oder die Schriftformerfordernis nach Landesrecht entfallt, so dass sie medienbruchfrei auf elekt-
ronischen Weg bei der Bauaufsicht eingereicht werden kénnen. Zusatzlich werden die einge-
reichten Unterlagen automatisch auf Vollstindigkeit iberprift und es erfolgt in begrenztem
Umfang eine inhaltliche Plausibilitatspriifung, bei der unter anderem gepriift wird, ob die Bau-
beschreibung alle erforderlichen Informationen zu einem Gebdude enthilt, etwa zu den Ab-
standsflachen, zur Hohenlage, zu Bauteilmerkmalen oder Flichenangaben. Auf diese Weise lasst
sich verhindern, dass erst bei der Priifung der Bauvorlagen durch die Bauaufsichtsbehorden
auffallt, dass Angaben fehlen, was fiir Antragsteller wie Behorden zusatzlichen Aufwand bedeu-
tet und die Erteilung der Baugenehmigung verzogert. Die endgiiltige Priifung der Bauvorlagen
erfolgt jedoch weiter durch die Bauaufsichtsbehorde; die automatische Vorpriifung gibt nur ei-
nen Hinweis, dass Angaben fehlen und eroffnet fiir die Antragsteller die Moglichkeit, die Vorla-
gen zu erginzen. Als Voraussetzung flr dieses Vorgehen wird durch die Bauaufsichtsbehdrden
oder in den entsprechenden rechtlichen Regelungen genau vorgegeben, welche Sachverhalte in
den Bauvorlagen in welcher Form wie zu beschreiben und darzustellen sind, was zugleich den
Erstellungsaufwand fiir die Architekten und Fachplaner verringert. Ist der Bauantrag bei der
Behorde schliefllich eingereicht, wird er automatisch mit einem Aktenzeichen versehen und der
Einreichende erhdlt eine rechtsverbindliche Nachricht, dass die Einreichung erfolgt ist. Bei der
Bauaufsicht entfdllt dadurch die bisherige manuelle Registrierung des Antrags durch einen Mit-

6 Vgl. Abschnitt zu rechtlichen Rahmenbedingungen.
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arbeiter und die Weitergabe per Hauspost. Vielmehr wird der Antrag einem Bearbeiter {iber das
elektronische Vorgangsbearbeitungssystem direkt ,zugestellt”.

Insgesamt dndert sich durch die Nutzung eines Standards und durch eine verbesserte Interope-
rabilitit wenig am Gesamtablauf bei der Erstellung eines Bauantrags. Verdanderungen ergeben
sich vielmehr durch den Wegfall von Medienbriichen, durch die Bereitstellung elektronischer
Informationen und Daten sowie durch eine automatisierte Vorpriifung, die die Anzahl der Kon-
takte zwischen den Akteuren reduziert.

4.2.3 ldentifizierte Potenziale

Vergleicht man das geschilderte Szenario mit in zuvor aufgeschliisselten fiinf Potenzialen se-
mantischer Standards (vgl. Kapitel 2.2), zeigen sich automatisierende und integrierende Poten-
ziale. Automatisierende Potenziale zeigen sich, weil Architekten und Fachplaner elektronisch auf
Plane, Fachdaten und sonstige Informationen zugreifen konnen; integrierende Potenziale, weil
sie diese Daten in ihre IT-Systeme iibernehmen konnen. Die Unsicherheit auf Seiten der Planen-
den, nicht tiber alle Informationen zu verfligen und so ggf. eine Baugenehmigung nicht ohne wei-
teres erteilt zu bekommen, kann auf diese Weise reduziert werden. Des Weiteren erhoht sich die
Wettbewerbsgleichheit, da im Sinne der Netzwerk-Dimension weniger personliche Kontakte
erforderlich sind, um bestimmte Informationen zu erhalten. Doch auch ein Teil der formalisier-
ten Kommunikationsbeziehungen fallt weg, da durch die Plausibilitatspriifung der Bauvorlagen
Nachfragen der Bauaufsicht reduziert werden konnen. Wahrend all diese Potenziale noch als
Basispotenziale einzustufen sind, sich also unmittelbar aus der Anwendung eines semantischen
Standards und Nutzung interoperabler IT-Systeme ergeben, ergibt sich als Folgepotenzial aus
diesem Szenario eine Angleichung des Antragsprozesses iiber die verschiedenen Bauaufsichts-
behorden hinweg. In anderen Worten: Der Prozess zur Erteilung einer Baugenehmigung wird
von allen Bauaufsichtsbehdrden auch in der konkreten Abwicklung gleich gehandhabt. Dadurch
verringert sich wiederum der Aufwand fiir die Antragsteller und im Idealfall ndhern sich die
tatsachliche Abwicklung und Kommunikation wieder der rechtlich vorgesehenen Durchfiihrung
an. Was die Bearbeitungszeit betrifft, ermdglichen die elektronischen Bauvorlagen eine schnelle-
re Bearbeitung durch die Fachdienststellen, sofern hier ebenfalls interoperable IT-Systeme zum
Einsatz kommen. Langfristig kann es sogar mdglich werden, dass kein Bearbeiter zur Priifung
der Bauvorlagen mehr erforderlich ist, wenn Pldne, Fachdaten etc. so verfiigbar sind, dass eine
vollstindige automatisierte formelle und inhaltliche Priifung erfolgen kann. Die Abwicklung
wiirde sich iiber die verschiedenen Behdrden hinweg dadurch weiter angleichen.

4.3 Potenzialszenario: Verpflichtende Erhebung statistischer Daten

4.3.1 Gegenwartiger Prozessablauf

Bauherren sind nach dem Hochbaustatistikgesetz des Bundes verpflichtet, umfassende Angaben
zum Bauvorhaben zu machen. Zudem werden Informationen iiber mafigebliche energetische
Eckdaten verlangt. Im Einzelnen sind in dem zweiseitigen Erhebungsbogen Angaben zum Bau-
herrn, Eigentiimer und Grundstiick zu machen. Dann folgen u.a. Fragen zum Typ des geplanten
Bauvorhabens, zur Bauweise und zum verwendeten Baumaterial, zur Grofde und Zahl der Raume
sowie den veranschlagten Kosten. Weiterhin wird umfassend nach dem Hochbaustatistikgesetz
erhoben, welche Energietrager verwendet werden. Der Erhebungsbogen enthialt zudem umfas-
sende Erlduterungen zu den einzelnen Fragen- und Antwortmoéglichkeiten und wurde als Basis-
fragebogen vom Statistischen Bundesamt (StBA) entwickelt. Den Basisfragebogen passen die fiir
die Erhebung zustandigen Landesstatistikdmter an die jeweilige Landesbauordnung an. Die je-
weiligen Baugenehmigungsbehorden stellen den Erhebungsbogen zusammen mit den Formula-
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ren fiir den Bauantrag bereit - vielfach bereits als Online-Formular?. Formaler Teil der Bauvor-
lagen ist der Erhebungsbogen - mit Ausnahme von Berlin und Brandenburg8 - jedoch nicht.

Bauherr bzw. T —— Land istikamter Land istik- Landesstatistikamter
Bevollméchtigter fulle hehéﬁde i éﬁzt E;d |5 priifen auf | | dmter ibernehmen | sl leiten die (Teil-)Daten | .
den Statistikbogen aus iift gaf g‘ b ! Vollstindighkeit der die Angaben in ihr an das StBA und ggf.
und unterschreibt ihn priftggl. Angaben Angaben und erginzen Verfahren Landespaolitik”

Y

Schriftlicher oderelefonischer Kontakt

Bauherr bzw.
Bevollmichtigter liefert
erginzende Angaben zu

Abbildung 4: Grober Ablauf der bisherigen statistischen Erhebung

Die Bauaufsichtsbehoérden sind verpflichtet, Angaben, wie das Datum der erteilten Baugenehmi-
gung zu erganzen, die Richtigkeit der Angaben mit einer Unterschrift zu bestidtigen und an die
Landesstatistikdmter weiterzuleiten. Diese geben die Angaben dann héndisch in ihre Systeme
ein. Wie die empirische Erhebung ergeben hat, tiberpriifen viele Bauaufsichtsbehdrden jedoch
aus Zeitgriinden die Angaben nicht, sondern leiten die unterschriebenen Bogen gleich weiter an
die Landesstatistikdmter. Haufig fehlen jedoch Angaben, so dass die Landesstatistikdmter direkt
mit den Bauherren Kontakt aufnehmen, um die fehlenden Informationen nachzutragen, was
grofden (Zusatz-)Aufwand bedeutet. Dann werden die Daten in die statistischen Verfahren iiber-
nommen und dem Statistischen Bundesamt {ibergeben. Ggf. werden anonymisierte Teile der
Daten fiir die Landesstatistik weiterverwendet.

Die Analyse des Erhebungsbogens zeigt, dass die Mehrheit der Angaben fiir den Erhebungsbo-
gen auch verpflichtend in den Bauvorlagen zu machen sind, so dass aus Sicht der Bauherren
Doppelarbeit besteht. Die Erhebung zeigt zudem, dass die als Zusatzaufwand empfundene
Pflicht, statistische Angaben zu machen, nicht nur dazu fiihrt, dass Angaben fehlen, sondern auch
fehlerhaft sind. Bei Angaben in den Bauvorlagen ist hingegen davon auszugehen, dass diese eine
hohe Qualitdt aufweisen, weil sie erstens verpflichtend von Fachleuten, d.h. den Bauvorlagebe-
rechtigten, zu erstellen sind, die zweitens vermeiden wollen, dass die Bauaufsichtsbehoérde Un-
terlagen/Informationen nachfordert, um so schnell wie moglich eine Genehmigung zu erhalten.
In der Folge entstehen liickenhafte Statistiken, wodurch die Planungsgrundlage fiir die Politik
reduziert wird, da sie nur eine geringe Aussagekraft bspw. im Aus-, Um- und Neubau von Wohn-
raum haben. Fiir Hamburg differieren z.B. die erhobenen Zahlen iiber genehmigte Wohnungen
zwischen den Ergebnissen der Hochbaustatistik und den Erhebungen der Bauaufsichtsbehorden
um bis zu 40 Prozent.

4.3.2 Maoglicher Ablauf unter Nutzung des Standards

Durch den Einsatz von semantischen Standards und von generellen Digitalisierungspotenzialen
kann der Ablauf fiir die statistische Erhebung wie folgt verandert werden.

7 Da dieser jedoch eigenhdndig zu unterschreiben ist, ist es nicht méglich, diesen medienbruchfrei elekt-
ronisch einzureichen.

8In diesen beiden Bundesldandern ist geméafd Bauvorlagenverordnung der Erhebungsbogen Teil der Bau-
vorlagen. Fehlt dieser, gilt der Antrag auf Baugenehmigung nicht als vollstindig eingereicht.
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Abbildung 5: Moglicher Ablauf fiir die langfristige statistische Erhebung

Der Bauvorlagenberechtigte stellt im Auftrag des Bauherrn die erforderlichen Dokumente und
Planwerke zusammen und fiillt den Bauantrag aus. Hierfiir wurde das Formular fiir den Bauan-
trag angepasst, so dass der Erhebungsbogen nicht mehr separat auszufiillen ist. Nach Abschluss
der Eingaben tiberpriift eine automatische Plausibilitdtsroutine, ob die fiir die Statistik erforder-
lichen Informationen vorhanden sind und richtig bezeichnet wurden. Nach Priifung des Bauan-
trags extrahiert die Bauaufsichtsbehdrde automatisch die gemafd Hochbaustatistikgesetz erfor-
derlichen Daten und leitet diese ,per Knopfdruck” weiter an das Statistische Bundesamt. Person-
liche Daten zum Bauherrn miissen nicht mehr iibermittelt werden, da keine Nacherhebung
durch eine Statistikbehérde mehr erforderlich ist. Ubermittelt wird nur noch die Lage des
Grundstiicks. Im Statistik-Bereich werden mit xStatistik bereits semantische Standards verwen-
det, so dass entsprechende Schnittstellen genutzt werden kénnen. Die Ubermittlung wird iiber
ein elektronisches Protokoll dokumentiert. Unterschiede zwischen dem bisherigen Erhebungs-
bogen und dem Bauantrag hinsichtlich der fachlichen Bezeichnungen wurden nivelliert und alle
Begriffe sind eindeutig beschrieben. Die Einbindung der Landesstatistikdmter ist nicht mehr
erforderlich, da als notwendig erachtete Landerspezifika im Datensatz entsprechend gekenn-
zeichnet werden und iibernommen werden konnen. Insgesamt wurden die Lianderspezifika so
weit wie moglich verringert.

Fiir die Erhebung der energetischen Gebdudedaten werden die entsprechenden Daten auf dem
Bauantrag angegeben, woflir das Formular entsprechend erweitert wird. Anbieten wiirden sich
die Daten, die auf dem so genannten Energieausweis nach Energieeinsparverordnung (EnEV)?
anzugeben sind. Diese Angaben sind jedoch bisher nicht zentral in einem Register verfligbar. Die
Energieausweise sind zwar beim Deutschen Institut fiir Bautechnik (DIBt) zu registrieren, wer-
den jedoch nur zur Uberpriifung stichprobenartig von den Erstellern elektronisch angefordert.

Langerfristig konnte beim DIBt ein solches Register geschaffen werden und fiir die Weiterver-
wendung in der Statistik abgerufen werden. Dieses Register konnte auch die bisherigen Papier-
Energieausweise ersetzen. Beim Verkauf eines Gebdudes, kann das Register vom moglichen Er-
werber eingesehen werden, um die Angaben zu erhalten.

Die Daten werden beim Ubermitteln an das Register automatisch auf Plausibilitit gepriift, in-
wieweit die Werte in der Kombination moglich sind.10 Da die Daten bereits im XML-Format vor-

9 Mit dem Energieausweis konnen Mieter bzw. Kaufer abschatzen, welche Energiekosten in etwa auf sie
zukommen. Eigentiimer bekommen Hinweise iber den Umfang einer mdglichen , energetischen Moderni-
sierung”. Bei Vermietung, Verkauf und Verpachtung von Hausern und Wohnungen ist die Ubergabe des
Energieausweises verpflichtend (vgl. http://www.dena.de/projekte/gebaeude/energieausweis-fuer-
gebaeude.html).

10 Eine weitergehende Qualitadtssicherung erfolgt auch derzeit nicht, sondern erfolgt auf Landesebene.
http://www.enbausa.de/finanzierung-beratung/aktuelles/artikel /enev-2014-fordert-registrierung-fuer-
energieausweise-ab-mai-3749.html.
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liegen, konnten die erforderlichen Daten in das System des StBA iibernommen werden. Um die
Zuordnung zum Gebdude/Bauvorhaben zu erméglichen, sind im DIBt-Datensatz auch die Adres-
se des Gebaudes erforderlich.

4.3.3 Identifizierte Potenziale

In diesem Szenario werden automatisierte und integrierende Basispotenziale realisiert, da fir
die Erhebung der Hochbaustatistik kein zusatzliches Formular erforderlich ist. Vielmehr werden
die erforderlichen Daten aus dem erweiterten Bauantrag wiederverwendet und an das Statisti-
sche Bundesamt direkt iibermittelt. Die bisher iibliche, aber formal nicht vorgesehene Kontrolle
bzw. Nacherhebung durch Landesstatistikdmter ist nicht mehr erforderlich. Indem die Daten im
Bauantrag eingegeben werden, kann auch von einer hoheren Qualitdt der Angaben ausgegangen
werden. Dies gilt auch fiir die Informationen iiber mafigebliche energetische Eckdaten, die aus
dem Register fiir die Energieausweise entnommen werden konnen, das das Deutsche Institut fiir
Bautechnik fiihrt. Die Nutzung der Daten aus den Bauvorlagen erfordert eine verwaltungs-
zweig-iibergreifende Anpassung von Begrifflichkeiten, indem Begriffe aus dem Baubereich in
der Hochbaustatistik verwendet werden. Als Folgepotenzial ergibt sich eine weitere Standardi-
sierung beim Antrag auf Baugenehmigung, da Informationen und Begriffe einheitlich zu ver-
wenden sind, damit sie von den IT-Systemen verstanden und weiterverwendet werden kénnen.
In der Folge reduziert sich auch hier der Aufwand fiir die prifende Behorde. Weiterhin wird der
Erfillungsaufwand von Unternehmen reduziert, indem sie keine zusatzliche Informationspflicht
erfiillen miissen. Ein weiteres Folgepotenzial ist, dass Stadtplaner und Politik aufgrund der bes-
seren Qualitdt der Daten und deren Vollstindigkeit eine bessere Planungsgrundlage erhalt. Mit
diesem Szenario konnte auch aufgezeigt werden, welche Potenziale Standards fiir den Datenaus-
tausch zwischen verschiedenen Verwaltungsbereichen bereithalten.

4.4 Potenzialszenario: Einreichung und Priifung eines Bauantrags mit Building
Information Modeling (BIM)

4.4.1 Gegenwartiger Prozessablauf

Die Entwurfsverfasser, Fachplaner oder Bauingenieure erstellen Pliane bereits seit Jahren IT-
gestiitzt u.a. mit CAD-Programmen. Diese haben aber oft nur die Handzeichnung auf Papier er-
setzt und bieten keine Mdglichkeit bzw. werden nicht dazu genutzt, Informationen, Daten und
Teilplanungen zusammenzufiihren. Die ,Integration” der Teilplane und Fachplanungen erfolgt
oftmals noch durch Neben-/Ubereinanderlegen von Ausdrucken. In der Folge fallen Ungenauig-
keiten und Fehler in Planen bzw. ,Kollisionen“ zwischen Fachplanungen haufig nicht auf. Deren
Behebung verursacht im spateren Projektverlauf hohe Kosten, so dass der Kostenrahmen re-
gelmaflig liberschritten wird.

Auch auf den Baustellen wird mehrheitlich papierbasiert gearbeitet, z.B. fiir die Dokumentation
des Umsetzungsstandes durch die einzelnen Gewerke. Diese Dokumente werden von der Baulei-
tung vor Ort in der Regel manuell in eine IT-Anwendung eingegeben und zusatzlich noch abge-
heftet. Dieses Vorgehen erschwert den Informationsaustausch zwischen den Gewerken und mit
der Bauleitung, was regelmafdig den Fortgang der Arbeiten stocken ldsst bzw. dazu fiihrt, dass
diese zur falschen Zeit oder nicht korrekt ausgefiihrt werden. Diese Aspekte werden im Folgen-
den nicht weiter betrachtet. Sie geben nur weitere Hinweise, wo weitere Problemlagen beste-
hen, die mit IT-Unterstiitzung geandert werden kénnen.
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4.4.2 Maoglicher Ablauf unter Nutzung des Standards

Unter Nutzung semantischer Standards und weiterer Digitalisierungsmdglichkeiten ist folgender
Prozessablauf moglich: Mit dem Ansatz des Building Information Modeling (BIM)!! ist es mdg-
lich, ein Bauwerk ganzheitlich als digitales 3D-Modell zu planen, aber auch den Bauwerksbe-
stand zu erfassen. Insgesamt liegen die Starken des Ansatzes in dem integrierenden Aspekt und
der Moglichkeit, ein Vorhaben nicht nur als kleine Teilprojekte, sondern als Gesamtwerk zu be-
trachten. Aufgrund des Untersuchungsfokus wird an dieser jedoch nur auf die Schnittstelle zur
Verwaltung eingegangen. Insgesamt ist dieser Ansatz in Deutschland jedoch noch wenig verbrei-
tet.

Beim BIM-Ansatz entsteht nicht nur ein 3D-Modelle anstelle von Papierplanen, vielmehr wird
anders als bisher vorgegangen, um ein Bauwerk zu planen. Uber das Modell werden alle relevan-
ten Informationen und Daten zu einem Bauwerk erfasst, verwaltet und in einer transparenten
Kommunikation zwischen allen beteiligten Akteuren ausgetauscht.!? Wahrend bisher zum Bei-
spiel Mafie, Gewicht, Material oder Hersteller eines Fassadenteils oder eines Heizungsrohres nur
liber die jeweiligen Teilplanungen auf Papier oder z.B. excelbasiert eingesehen werden konnten,
stehen in BIM diese Daten allen Beteiligten stets zur Verfiigung. Das ermdoglicht nicht nur ein
besseres Verstandnis des Vorhabens, sondern bietet auch eine bessere Grundlage fiir Entschei-
dungen. Denn es ist méglich, schnell und zunehmend automatisiert zu iiberpriifen, ob Uber-
schneidungen oder Kollisionen bestehen, sowie verschiedene Planungsvarianten zu simulieren.
So konnen nachtrigliche Anderungen, die im spiteren Projektverlauf méglicherweise hohe Kos-
ten verursachen, vermieden werden. Die Priifung erfolgt anhand von Regeln, die fiir das Vorha-
ben anhand rechtlicher und individueller planerischer Anforderungen programmiert werden.
Um ein BIM-Modell zu entwickeln, sind u.a. standardkonforme Planungsgrundlagen erforderlich.
»Eingescannte Zeichnungen“ im Pdf-Format bieten nicht die Genauigkeit, die fiir das BIM-Modell
erforderlich sind, denn dieses ist im Unterschied zu bisherigen Planen ,millimetergenau”.

Ist das 3D-Modell fertig gestellt, wird programmgestiitzt iiberpriift, inwieweit es den bauord-
nungsrechtlichen Anforderungen entspricht. Gepriift werden dabei die Aspekte, bei denen es
keinen Entscheidungsspielraum gibt. Hierfiir werden Regeln verwendet, die auch die Bauauf-
sichtsbehorden nutzen. Diese Regeln werden einem Fach-Nutzerkreis von der Verwaltung zur
Verfiigung gestellt. Nach erfolgreicher Uberpriifung wird das BIM-Modell online eingereicht.
Weitere Unterlagen sind nicht erforderlich, sondern alle Daten und Informationen sind im Mo-
dell enthalten, d.h. auch Daten zu den an der Planung Beteiligten. Diese Daten sind standardkon-
form und konnen in die Fachverfahren der Bauaufsichtsbehdrden und der Fachbehérden iiber-
nommen werden. Fiir BIM wurden industrieseitig ein Standard und Schnittstellen fiir den Da-
tenaustausch entwickelt, u.a. eine XML-Schnittstelle, die modifiziert fiir die Ubernahme von Da-
ten in die Fachverfahren genutzt wird. Bei Bedarf konnen zudem Reports iiber die Erstellung
oder Informationen zu Komponenten aus dem Modell heraus generiert werden.

Ist der Antrag bei der Bauaufsichtsbehorde eingereicht, lasst die Bauaufsichtsbehorde die Re-
geln fiir die nicht dnderbaren Anforderungen tiber das Modell laufen. Fiir andere Aspekte der
Priifung werden zusitzliche Regeln verwendet bzw. wird direkt am 3D-Modell die Genehmi-
gungsfahigkeit gepriift. Anderungserfordernisse werden unmittelbar in das Modell integriert.
Den Fachbehorden werden die fiir sie relevanten Teile des BIM-Modells zur Verfiigung gestellt.

11 Djeser Ansatz ist vor allem in den angelsachsischen Landern und Singapur verbreitet; in Deutschland
arbeiten erst sehr wenige Architekten auf dieser Basis. Hinzu kommt, dass im Unterschied zu anderen
Landern, z.B. den Niederlanden, hier auch im 6ffentlichen Sektor BIM bisher nicht angewendet wird und
keine Voraussetzung fiir die Auftragsvergabe ist.
12Vgl. die Definition der Bundesarchitektenkammer sowie des US National BIM Standards Committee
(NBIMS).
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Sie priifen ebenfalls am (Teil-)Modell und erstellen ihre Stellungnahmen direkt im (Teil-)Modell.
Das bedeutet, im Rahmen der Priifung durch die Bauaufsichtsbehorden entstehen keine separa-
ten Dokumente, sondern es wird alles integriert. Ist die Priifung abgeschlossen, wird das 3D-
Modell an die Einreicher iibermittelt, die die geforderten Anderungen vornehmen.

4.4.3 ldentifizierte Potenziale

In diesem Szenario werden automatisierte, vereinfachende, analytische und integrierende Ba-
sispotenziale realisiert. Diese entstehen, indem es keine herkdmmlichen Bauvorlagen mehr gibt,
sondern ein 3D-Modell nach dem Building Information Modeling-Ansatz eingereicht wird. In
diesem Modell sind alle Fachplanungen, Komponenten- und Materialbeschreibungen, Stammda-
ten zum Bauherrn und Architekten enthalten. Die Planung mit BIM ist im Unterschied zu den
bisherigen Bauplanungen so genau, dass auch die Einreichung eine hohere Qualitidt aufweist,
wodurch sich der Aufwand fiir die Priifung reduziert und damit der Genehmigungsprozess be-
schleunigt. Als ein Folgepotenzial ergibt sich, dass die Prifung der Bauaufsichtsbehérde mit fiir
diesen Zweck programmierten Regeln automatisch erfolgen kann. Damit sind nur noch die Teile
zu priifen, bei denen es Ermessensspielraum gibt. Die Fachbehorden erhalten elektronische Aus-
schnitte des 3D-Modells und kénnen diese in ihre Verfahren fiir die Priifung iibernehmen. Wenn
moglich erfolgt auch hier die Priifung automatisiert iiber Regeln. Auch hierbei standardisiert
sich die Abwicklung des Baugenehmigungsprozesses weiter. Eine weitere Folge ist, dass die
Baubehorden sehr genaue Kenntnisse zum Baubestand und damit eine bessere Grundlage fiir
die Stadtplanung erhalten. Insgesamt dndert die 3D-Modell-basierte Planung nicht nur die Ar-
beit der Planenden, sondern auch der Verwaltungen insgesamt. Die Potenziale liegen also hier
eher im iibergreifenden Bereich, wihrend die Basispotenziale im héheren Maf3e erfiillt werden
als bei den anderen Szenarien. Denn die Automatisierung und Integration sowie die Analyse-
moglichkeiten sind aufgrund des Gesamtansatzes sehr viel umfassender moglich als in den an-
deren Szenarien.

5 Potenziale semantischer Standards bei der Anfertigung von
Planwerken
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lungnahmen werden in den Plan eingearbeitet. Dann wird der Plan beschlossen und in Kraft
gesetzt.

In vielen Planungsverfahren ist zudem rechtlich vorgesehen, dass die Offentlichkeit Einsicht in
die Entwiirfe nehmen und ebenfalls Stellungnahmen/Einwdnde verfassen kann. Fiir diesen
Zweck werden die Entwiirfe fiir einen bestimmten Zeitraum in der Regel in der jeweiligen Be-
horde ausgelegt. Von einigen Behorden werden die Entwiirfe auch iiber Online-
Beteiligungssysteme bereitgestellt, die die Moglichkeit bieten, Stellungnahmen elektronisch ab-
zugeben.

Analog des Baugenehmigungsprozesses sind auch innerhalb dieses Gesamtprozesses die Teil-
prozesse besonders kritisch, bei denen viele Akteure auf Basis unterschiedlicher Systeme zu-
sammenarbeiten. Diese Teilprozesse konnten insbesondere von der Nutzung des Standards
XPlanung profitieren, und werden analog der Teilprozesse im Baugenehmigungsverfahren im
Folgenden nidher dargestellt: Abstimmungen von Planungen mit Tragern o6ffentlicher Belange
und Veroffentlichung des Planwerks und Weiternutzung am Beispiel der Wirtschaftsforderung
bzw. Standortauswahl.

5.2 Potenzialszenario: Abstimmungen von Planungen mit Tragern offentlicher
Belange

5.2.1 Gegenwartiger Prozessablauf

Liegt ein Entwurf vor, entscheidet die Behorde, welche T6Bs beteiligt werden. Zu beteiligen sind
alle Behorden, Institutionen und auch Unternehmen, deren sachlicher und 6rtlicher Zustandig-
keitsbereich durch die Planung beriihrt werden kann. Wenn es fiir erforderlich gehalten wird,
konnen zusitzlich weitere Akteure beteiligt werden. Um die relevanten Behdrden einfacher
auswdahlen zu konnen, geben viele Bundeslander z.B. fiir die Bauleitplanung Listen heraus, in
denen die fiir bestimmte Bereiche zustindigen Behdrden dargestellt werden.!3 Sind die T6Bs
ausgewahlt, werden die Aufforderungen zur Stellungnahme erstellt. Ob dies durch die Behdrde
selbst oder durch das beauftragte Planungsbiiro erfolgt, ist sehr unterschiedlich. Vielfach wer-
den die T6Bs noch per Post aufgefordert bzw. erbitten die Aufforderung auf diesem Wege, wofiir
der Planentwurf ausgedruckt wird. In anderen Fallen wird der Entwurf im pdf-Format iibermit-
telt. Die T6Bs missen innerhalb eines bestimmten Zeitraums, z.B. vier Wochen, die Stellung-
nahme erstellen. Die Aufforderung geht in dem zustdndigen Bereich des T6Bs ein, haufig bei
einer Fiihrungskraft (Fachbereichsleiter etc.), der diese dann zur Bearbeitung an einen Bearbei-
ter weiterleitet. Geht die Aufforderung zur Stellungnahme per E-Mail ein, erfolgt die Priifung je
nach Umfang des ,Priifbereichs” bzw. Infrastruktur-Ausstattung und Erfahrung des Bearbeiters
entweder am Bildschirm oder anhand eines Ausdrucks. In vielen Planungsbehérden verfiigen
die Bearbeiter inzwischen iliber grofiere Bildschirme, so dass kein Ausdruck fiir erforderlich
gehalten wird. Die vollstandige IT-gestiitzte Priifung ist jedoch vielfach nicht moglich, da die
rechtsverbindlichen Pline und sonstige Unterlagen hdufig nur in Papier vorliegen bzw. nur in
dieser Form giiltig sind. Auch das Verfassen von Stellungnahmen inkl. méglicher Zeichnungen in
den Entwurf zur Veranschaulichung erfolgt ebenfalls in verschiedenen Varianten. Zum einen
wird in der Regel eine Stellungnahme als Text verfasst, meist ergdnzt durch Zeichnungen im
tibermittelten Entwurf oder zusitzliche Unterlagen. Fiir diese Ergdnzungen werden ebenfalls
verschiedene Maoglichkeiten verwendet: Einige To6Bs nutzen Funktionen des Pdf-

13 Vgl. z.B. fiir Niedersachen:
www.ms.niedersachsen.de%2Fdownload%2F9433%2FVerzeichnis_der_Traeger_oeffentlicher_Belange_in
_der_Bauleitplanung.doc
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Anzeigeprogramms, andere zeichnen hindisch Anderungen ein. Nach Uberpriifung durch die
Flihrungskraft werden die Stellungnahmen an die Planungsbehorde oder das beauftragte private
Planungsbiiro verschickt. Nach Eingang der Stellungnahmen werden diese gesichtet und abge-
wogen, welche berticksichtigt werden und welche ggf. nicht.

Insgesamt zeigt sich, dass der Beteiligungsprozess fiir alle Akteure, um deren Interessen abzu-
wagen, sehr aufwendig ist. Zwar hat die Planungsbehdrde eine Biindelungsfunktion. Diese Biin-
delungsfunktion hat jedoch im Verwaltungsalltag keine erleichternde Wirkung fiir die Bearbei-
tung, da die Moglichkeiten der IT, auch im Hinblick auf organisatorische Ablaufe, vielfach nicht
ausgeschopft werden. Dies fiihrt hdufig verwaltungsintern zu langen Lauf- und Bearbeitungszei-
ten, so dass Fristen schwer einzuhalten sind.

5.2.2 Moglicher Ablauf unter Nutzung des Standards

Der Standard fiir den Bereich Planung soll dafiir sorgen, dass Bauleitplane, Regionalplane, Land-
schaftspldne oder einzelne Teile solcher Pline ohne Verlust von Informationen zwischen ver-
schiedenen Systemen ausgetauscht werden kénnen. Der Prozessablauf konnte sich unter Nut-
zung des Standards folgendermafien verdndern: Bei der Erstellung von Planen wird im Unter-
schied zu bisher nicht zeichnungsorientiert vorgegangen, sondern objektorientiert. Das bedeu-
tet, dass die rechtlich relevanten Inhalte eines Plans, also die Darstellungen, Festsetzungen,
Kennzeichnungen, Hinweise und textlich fixierten Bestimmungen unter Angabe ihrer raumli-
chen Position in einem Modell, einem so genannten vektoriellen Plan, abgebildet werden. Dieser
vektorielle Plan lasst sich bei Bedarf als ,gezeichneter” Plan visualisieren. Fiir die Verarbeitung
der Planinhalte ist das aber nicht zwingend notwendig, denn die entsprechenden IT-Systeme
koénnen die Informationen auch ohne Visualisierung erkennen und analysieren. Da bei Be-
standspldnen, die meist nur in Papierform oder im Pdf-Format vorliegen, eine vektorielle Erfas-
sung aller Inhalte zu aufwendig ist, wird bei ihnen nur der raumliche Geltungsbereich vektoriell
erfasst. Solche teilvektoriellen Plane konnen mit dem Standard ebenfalls beschrieben werden.

Die T6Bs erhalten damit keine Ausdrucke oder Pline in pdf-Format als Anhang einer E-Mail
mehr, sondern greifen z.B. liber eine IT-Plattform auf den Entwurf zu. Verbindlich sind, wie in
anderen Verwaltungsbereichen auch, nicht mehr die Papierdokumente, sondern die elektroni-
schen standardkonformen Pldne. Dazu werden die Pldane elektronisch von den Behorden sig-
niert, wofiir entsprechende Systeme eingefiihrt wurden. Stellungnahmen werden direkt in den
Entwurf aufgenommen und kénnen von der Planungsbehorde ausgelesen werden. So kdnnen
auch einfacher unterschiedliche oder sogar in Konflikt stehende Interessen identifiziert werden.

5.2.3 Identifizierte Potenziale

Dieses Szenario weist automatisierte, informativ/beobachtend und integrierende Basispotenzia-
le auf. T6Bs erhalten die Pline zur Uberpriifung elektronisch und kénnen diese in ihre Systeme
integrieren. Auf diese Weise konnen sie einfacher und schneller priifen, inwieweit die Plane mit
ihrem Bereich kollidieren, sowie Stellungnahmen schneller erstellen. Bearbeitungsstiande kon-
nen ebenfalls angezeigt werden. In welchem Umfang diese Transparenz hergestellt wird, ist mit
den Beteiligten abzusprechen. Indem die Stellungnahmen in den Entwurf integriert werden
konnen, ist es fiir die Planungsbehdrde einfacher, konfliktbehaftete Interessen zu identifizieren,
so dass der Priifungsaufwand reduziert wird. Als Folgepotenzial ist eine weitgehend automati-
sierte Priifung ohne ,menschlichen“ Eingriff moglich, ggf. kann die Einbindung einiger T6Bs
komplett wegfallen, wenn die Priifgrundlagen elektronisch verfiigbar sind und es keinen Ermes-
sensspielraum gibt. De facto kommt es jedoch auch vor, dass Interessen und Entscheidungen von
T6Bs nicht beriicksichtigt werden, da sie der eigenen Planung entgegenstehen und die Wirkung

anders eingeschatzt wird, z.B. wenn Landschaftsschutzgebiete an zu bebauende Bereiche gren-
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zen. Diese Moglichkeit des Einspruchs muss weiterhin gegeben bleiben. Diese Priifgrundlagen
konnten auch fiir Planer veroffentlicht werden, die damit im Vorfeld die Planungen iiberpriifen
konnen, so dass nicht mehr alle T6Bs umfassend einbezogen werden miissen.

5.3 Potenzialszenario: Veroffentlichung des Planwerks und Weiternutzung am
Beispiel der Wirtschaftsforderung bzw. Standortwahl

5.3.1 Gegenwartiger Prozessablauf

Sucht ein Unternehmen, wie beispielsweise Einzelhandelsketten oder Produktionsunternehmen,
Standorte fiir Niederlassungen, fahren Vertreter vieler Unternehmen in der Regel zunachst nicht
mehr in bestimmte Orte. Vielmehr werden anhand von verschiedenen Daten und Informationen
die Potenziale mehrerer Regionen verglichen. Genutzt werden neben Strukturdaten, wie Bevol-
kerungsentwicklung, Einkommensdaten, Pendlerstrome, Wettbewerbersituation vor allem auch
Bauleitpldne und Fachplanungen, die ggf. Ansiedlungen langfristig tangieren kénnen, z.B. Bau
einer Umgehungsstrafie oder Ausweisung eines Schutzgebietes, wodurch die Anfahrt fiir Kun-
den oder Lieferanten behindert wird oder eine bestimmte Art der Produktion nicht mehr mog-
lich ist. Je nach Umfang des Vorhabens erheben Unternehmen fiir manche Bereiche sogar selbst
Daten, wenn die 6ffentlichen Daten nicht aktuell oder aus ihrer Sicht unvollstidndig sind.

Welche Pldne in den Gebieten gelten, ist nach deren Inkrafttreten bekanntzugeben. Die Bekannt-
gabe erfolgt je nach Ebene in Gesetz- und Verordnungsblattern bzw. Amtsblittern einer Kom-
mune. Hier findet sich haufig auch ein Hinweis, wo diese eingesehen werden kénnen. In den letz-
ten Jahren haben viele Akteure, insbesondere Kommunen, ihre Bauleitpldne im pdf-Format onli-
ne zuganglich gemacht, wodurch Unternehmen zwar nicht mehr die Plane vor Ort nutzen miis-
sen, sie aber weiterhin recherchieren, wo welche Pliane gelten und wie diese verfiigbar sind, was
einen hohen Aufwand bedeutet. In der Regel kontaktieren sie die Behorden einzeln bzw. laden
die Plane von deren Internetseiten herunter. Manche Unternehmen nehmen auch Kontakt mit
libergeordneten Ebenen auf, z.B. der Landesebene, um den Aufwand zu reduzieren. Da diese
aber nicht zustandig ist, werden diese zuriickverwiesen, z.B. an die kommunale Ebene.

Da eine Ubernahme der eingezeichneten Objekte und ggf. textlicher Beschreibungen aus den
Planwerken nicht moéglich ist, sind diese aufwendig manuell zu iibernehmen. Zudem besteht das
Problem, dass trotz Beachtung von Vorschriften, wie der Planzeichenverordnung oder Vorgaben
zu Maf3stdben, Unterschiede zwischen Planwerken bestehen, so dass ein ,Aneinanderlegen”
nicht méglich ist und damit eine Gesamtregion, z.B. ein gesamtes Bundesland, nicht abgebildet
werden kann. Dieses Phdnomen besteht zwischen den Bundesldndern, aber insbesondere auf
der kommunalen Ebene, da viele Kommunen die Einhaltung von Vorgaben gegeniiber externen
Dienstleistern nicht durchsetzen.

5.3.2 Moglicher Ablauf unter Nutzung des Standards

Folgender Ablauf ist unter Nutzung des Standards mdglich: Liegen die Plane standardkonform
vor und werden liber eine einfach zugéngliche Plattform angeboten, greifen interessierte Unter-
nehmen darauf zu und integrieren diese in ihre Systeme. Ein Kontakt mit Beh6rden ist nur noch
in geringem Umfang notwendig. Unternehmen priifen dann fiir eine ganze Region anhand gulti-
ger Pldne, ob geeignete Standorte vorhanden sind. Fiir Unternehmen, z.B. wie Einzelhandelsket-
ten, sind die Ausfiihrungen in den langfristig geltenden Bauleitpldnen zu Einkaufszentren sowie
zu Zufahrtmoglichkeiten sehr wichtig, um beurteilen zu kénnen, ob ein Standort geeignet ist. Fiir
Produktionsunternehmen geht es dagegen eher darum, ob langfristig Autobahnanbindungen
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verdndert werden oder Siedlungsgebiete in der Nachbarschaft entstehen, wodurch z.B. zusatzli-
che Larmschutzmafdnahmen erforderlich werden, die Kosten verursachen.

Wahrend fiir Unternehmen eine Erleichterung entsteht, bedeutet fiir Verwaltungen und externe
Dienstleister die Erstellung von Planwerken mit dem Standard zunichst einen héheren (An-
fangs-) Aufwand. Die privaten Akteure miissen ihre IT-Verfahren entsprechend aktualisieren
und das Personal qualifizieren. Dies gilt auch fiir die auftraggebenden Behorden, so erfordert
beispielsweise die Priifung der Konformitidt mit dem Standard entsprechend qualifiziertes Per-
sonal. Langfristig kann jedoch unterstellt werden, dass sich dieser Anfangsaufwand lohnt, weil
zukiinftige Aufwidnde und Kosten der bisherigen Bereitstellung von Planwerken in hoherem
Mafie reduziert werden.

5.3.3 Identifizierte Potenziale

In diesem Szenario werden analytische, integrierende und vereinfachende Basispotenziale er-
zielt. Um einen Standort auszuwadhlen, konnen Unternehmen auf giiltige Pline, z.B. Bebauungs-
plane oder Regionalplane zugreifen, ohne die zustindigen Behdrden bzw. iibergeordnete Behor-
den kontaktieren zu miissen. Zudem entfillt das Problem, dass Plane haufig in unterschiedlichen
Formaten vorliegen und nicht ,einfach“ aneinander gelegt werden konnen. Weiterhin kénnen
die Plane bei Bedarf in die Systeme der Unternehmen integriert werden und mit anderen Daten,
z.B. Strukturdaten, verschnitten. In der Folge kénnen Unternehmen Standorte vorauswahlen
und reduzieren ggf. die Zahl der Orte, die personlich aufgesucht werden miissen. Mit dem Wis-
sen um die langfristigen Entwicklungen in den jeweiligen Kommunen sind auch die Investitio-
nen fiir die Unternehmen besser planbar. Durch diese ,,Vorauswahl am Schreibtisch” reduziert
sich auch der Aufwand fiir die Kommunen, die nicht mehr aufwendig auf Anfrage Pldne zusam-
mensuchen miissen oder priifen, ob eine Ansiedlung moglich ist. Zudem kann so ein einfach zu-
gangliches und umfassendes Informationsangebot der Verwaltung ein wichtiger Standortfaktor
sein, da es ein kooperatives Bild nach aufden vermittelt.

6 Zusammenfassende Betrachtung

In der Studie war zu untersuchen, welche Potenziale die Nutzung semantischer Standards fiir
den Baugenehmigungsprozess und den Planungsbereich hat. Es zeigt sich u.a., dass durch se-
mantische Standards eine Reihe von Basispotenzialen realisiert werden kann. Dies erscheint vor
dem Hintergrund der bisherigen Entwicklungen im E-Government wenig liberraschend, wenn-
gleich die Empirie zeigt, dass diese im Vergleich recht einfach zu realisierenden Potenziale von
vielen 6ffentlichen und privaten Akteuren, auch in anderen Bereichen als Planung und Bau, viel-
fach noch nicht oder nicht ausreichend genutzt werden. Die Griinde hierfiir sind vielfaltig: Pri-
vate Akteure scheuen Investitionen in IT-Verfahren, zumal es sich haufig um eher kleine Unter-
nehmen handelt. Zudem wollen viele der Akteure ihre Arbeitsweisen nicht dndern und sind
liberraschend wenig technikaffin, obwohl sie ohne bestimmte IT-Verfahren gar nicht arbeiten
konnten. Dies behindert auch die flichendeckende Verbreitung des BIM-Ansatzes. Fiir die Ver-
waltungsseite gilt dhnliches - auch aufgrund knapper finanzieller und personeller Ressourcen.
Beispielsweise sind Online-Verfahren im Bau- und Planungsbereich bis heute noch nicht weit
verbreitet. Selbst wenn diese zu nutzen sind, handelt es sich eher um Hybride, da zusatzlich noch
der Bauantrag auf Papier oder Datentrdger angefordert wird und der Bauantrag selbst ein
Schriftformerfordernis hat.14 Auflerdem handelt es sich, pointiert formuliert, um einfache Do-

14 Zwar ermoglicht § 3a Absatz 2 VwVI{G, dass die Schriftform durch elektronische Form ersetzt werden
kann. De facto nutzen bisher nur wenige diese Moglichkeit und verfiigen auch nicht iiber die entsprechen-
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kumentenmanagementsysteme, in die Unterlagen nur hochgeladen und dann von der Verwal-
tung libernommen werden. Weitergehende Funktionalititen, wie automatische Plausibilitats-
prifung auf Vollstdndigkeit und Inhalt, bieten keines der Systeme.

Weiterhin hat sich gezeigt, dass momentan vielfaltige Informationsasymmetrien zwischen den
beteiligten Akteuren existieren, d.h. ein Akteur hat einem anderen gegeniiber einen Informati-
onsvorsprung, was nicht selten zu Unsicherheit, mangelndem Vertrauen oder auch fehlerhaften
Entscheidungen fiihren kann. Diese Asymmetrie kann aber auch darauf zuriickgefiihrt werden,
dass unbekannt ist, welche Daten und Informationen von der Verwaltung online bereitgestellt
werden.

Flir alle Potenzialszenarien gilt, dass die Bereitstellung von mehr Informationen und Daten zu
einer besseren Qualitidt der Planung fiihrt. Zudem reduziert die automatische Integration von
Daten in IT-Systeme das Fehlerrisiko, wodurch bessere Plane fiir Bauvorhaben und Planungen
entstehen. Dies wird auch dadurch erreicht, dass standardkonforme Pldne eine Planungsgrund-
lage ohne ,Interpretationsspielraum” bilden. Damit kann eher verhindert werden, dass mit
»Zeichnerischen Tricksereien“ nicht genehmigungsfahige Teile von Bauvorhaben nicht auffallen.
Diese Transparenz und Genauigkeit wird das Zusammenspiel insbesondere im Baubereich ver-
dndern und langfristig den Aufwand fiir alle Akteure reduzieren, da Verhandlungs- und Riick-
spracheprozesse wegfallen.

Ubergreifend ist festzustellen, dass insgesamt eine schnellere Bearbeitung fiir alle Beteiligten
moglich ist. Zudem ergibt sich bei allen betrachteten Szenarien, dass die als sehr kompliziert
wahrgenommenen Prozesse formalisiert und auch standardisiert werden kénnen. Die Bearbei-
tungsprozesse in den einzelnen Behorden unterscheiden sich z.T. stark, was u.a. der jeweiligen
IT-Ausstattung geschuldet ist. Weiterhin ist es langfristig moglich, dass bestimmte Uberpriifun-
gen automatisiert ablaufen kénnen, wodurch insbesondere die Behorden entlastet werden. Die
teilautomatisierte Priifung konnte gemaf$ einem so genannten Scoring-Verfahren funktionieren:
Ist ein Aspekt iiberpriift, erhalt das Ergebnis eine Zahl, die anzeigt, bis zu welchem Grad eine
Anforderung erfiillt wurde. Diese Form kann angewendet werden, wenn Spielraum bei der Erfiil-
lung der Anforderungen besteht. Anderen Anforderungen, die auf jeden Fall zu erfiillen sind,
werden feste Zahlwerte zugeordnet. Am Ende der Priifung werden fiir die Bauvorhaben die Zah-
lenwerte zusammengezahlt und dem Bearbeiter angezeigt. Anhand des Ergebnisses kann er
dann selbst entscheiden, ob er ggf. noch eine manuelle Priifung einzelner Ergebnisse vornimmt.
Flir bestimmte Aspekte, z.B. wenn es um die Gefidhrdung von Leib und Leben geht, erfolgt die
Priifung weiterhin durch qualifiziertes Personal und nicht automatisch. Indem aber bestimmte
Aspekte automatisch geprift werden, wird der Priifaufwand insgesamt reduziert und die Zeit fiir
die Priifung verringert sich, so dass schneller eine Baugenehmigung erteilt werden kann.

Voraussetzung hierfiir ist genau zu iiberpriifen, inwieweit bestimmte Informationen, Unterlagen
und Daten iiberhaupt noch notwendig sind. So zeigt sich auch in anderen Verwaltungsbereichen,
dass viele Anforderungen ihren Ursprung in einer Zeit haben, als die IT-Mdglichkeiten noch sehr
gering waren. Fiir den Baugenehmigungsbereich gilt, dass v.a. durch den BIM-Ansatz die klassi-
schen Bauvorlagen wegfallen und bei Bedarf aus dem Modell generiert werden kénnen. Aus-
schnitte in bestimmten Maf3stdben, die heute noch angefordert werden, sind damit nicht mehr
zu erstellen. Die bessere Verfiligbarkeit von Informationen und Daten, die zudem neu kombiniert
werden konnen, erhoht den Nutzen fiir die Politik, da bessere Grundlagen fiir Entscheidungen
bestehen.

de IT-Infrastruktur. Losungen fiir die elektronische Unterschrift juristischer Personen werden derzeit
zudem erst entwickelt.
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In der nachfolgenden Tabelle sind die Basis- und Folgepotenziale iiberblicksartig zusammenge-

fasst.

Potenzialszenario 1:
Erstellung und Ein-
reichung eines Bau-
antrags

Potenzialszenario 2:
Verpflichtende Erhe-
bung statistischer
Daten

Potenzialszenario 3:
Einreichung und Prii-
fung eines Bauan-
trags mit Building
Information Mode-
ling (BIM)

Potenzialszenario 4:

Abstimmungen von
Planungen mit Tra-
gern offentlicher Be-

Basispotenziale

Automatisierend und Integrie-
rend

= Elektronische Integration
von Planen, Fachdaten etc.
als Grundlage fiir den Ent-
wurf

= weniger Kontakte mit Be-
hérden im Vorfeld

= Komplett elektronische
Bauvorlagen mit Plausibili-
sierungspriifung

Automatisierend und Integrie-

rend

=  Wiederverwendung von
Daten aus den Bauvorlagen
und anderen Quellen fiir
die Erhebung

= Reduktion der Zahl der
beteiligten Behorden

= Bessere Qualitiat sowie
vollstandige Daten

Automatisierend, vereinfa-
chend, analytisch und integrie-
rend

= Hohe Genauigkeit der Pla-
nungen aufgrund der
durchgehenden elektroni-
schen Erstellung und Ab-
stimmung und damit bes-
sere Qualitat

= Wegfall der bisherigen
Form der Bauvorlagen

= Beschleunigung des Ge-
nehmigungsprozesses

Automatisierend, Informa-

tiv/Beobachtend, Integrierend

= Schnellere Erstellung von
Stellungnahmen durch Re-
duktion von Ubermitt-

30

Folgepotenziale

Vollstdandiges Online-
Baugenehmigungsverfahren mit
hoher Formalisierung als Er-
leichterung fiir die Antragsteller
Schnellere Bearbeitung in der
Genehmigungsbehorde und bei
den Fachbehorden

Verwaltungszweiglibergreifende
Angleichung von Begriffen, die
Wiederverwendung von Daten
in verschiedenen Verwaltungs-
verfahren vereinfa-
chen/ermoglichen
Standardisierung des Bauan-
trags und der Bauvorlagen, inkl.
automatischer Plausibilisierung
-> Reduktion des Priifaufwands
in der Genehmigungsbehorde
Reduzierung des Erfiillungs- und
Vollzugsaufwands fiir Unter-
nehmen und Verwaltungen
Aufbau von Registern fiir Nutzer
aus anderen Verwaltungsberei-
chen sowie private Akteure, z.B.
EnEV-Register, z.B. flir die Im-
mobilienwirtschaft
Automatisierte Prifung von
Vorhaben liber Regeln ohne
Eingriff des Bearbeiters

Bessere Kenntnisse zum Baube-
stand als Grundlage fiir die
Stadtplanung

Formalisierung von Bauvorha-
ben = weitere Reduktion des
Priifaufwandes

Weitgehend automatisierte Er-
stellung von Stellungnahmen
(ohne ,physische” Einbindung
von T6Bs) = ermoglicht durch
starker formalisierte Erstellung



lange lungszeiten und Integration
in die Fachverfahren

= Track- and Tracing fiir Er-
steller und T6Bs zum Bear-
beitungsstand

Analytisch, integrierend und

. . vereinfachend

Veréffentlichungdes . glekironischer Zugriff auf

Planwerks und Wei- Flachennutzungs- und Be-

ternutzung am Bei- bauungsplane sowie sons-

Potenzialszenario 5:

spiel der Wirtschafts- tige Planwerke (z.B. Um-
forderung bzw. weltschutzbelange)
Standortauswahl = Genaue Abbildung zusam-

menhangender Gebiete
= Integration in IT-Systeme
der Unternehmen

Zusammenfassende Betrachtung aus Netzwerkperspektive

von Pldnen und Bauvorhaben
Automatisierte Vorpriifung
durch die Planverfasser, so dass
Einbindung von T6Bs ggf. kom-
plett wegfallt

Gezieltere Auswahl eines Stand-
orts moglich > weniger Auf-
wand fiir Unternehmen und
Kommunen

Investitionsschutz

Bessere und langfristige Steue-
rung von Ansiedlungen
Gemeindeiibergreifende Identi-
fizierung von schutzbediirftigen
Nutzungen (NSG, LSG, Natura
2000, Wohn- und Erholungsnut-
zungen etc.)

Aus der Netzwerkperspektive verdndert die Nutzung der semantischen Standards die Beziehun-
gen und die Kommunikation. Es hat sich gezeigt, dass beide Anwendungsbereiche durch eine
Vielzahl von formalisierten und nicht-formalisierten Beziehungen gepragt sind. Wobei gerade in
beiden Bereichen die Ablidufe formal vorgegeben sind. So libernimmt die zustdndige Behorde,
entweder die Planungsbehorde oder eine Bauaufsichtsbehdrde, wie ,eine Spinne im Netz“ die
Abstimmung mit den zu beteiligenden Stellen zu einem Vorhaben und ist Ansprechpartner fiir
einen Antragsteller. Dieses System funktioniert jedoch de-facto nicht ausreichend - v.a. aus der
Perspektive der ,Verwaltungskunden“. Aus diesem Grund sind zahlreiche nicht-formalisierte
Beziehungen entstanden, die fiir Auf3enstehende nicht transparent sind, so dass Informationen
nicht offentlich verfiigbar sind. In den einzelnen Szenarien verdndert die Nutzung der Standards
die Beziehungen und die Zahl der Akteure (vgl. folgende Tabelle).

Potenzialszenario 1:

Erstellung und Einreichung
eines Bauantrags

Potenzialszenario 2:

Verpflichtende Erhebung sta-
tistischer Daten

Potenzialszenario 3:

Einreichung und Priifung eines

Netzwerkaspekte

Durch automatische Verfligbarkeit entfallt informelle
Abstimmung bei der Erstellung der Bauvorlagen, die po-
tenziell zu Missverstdndnissen und Erwartungen fiihrt
Wissen ist nicht mehr exklusiv und durch personlichen
Kontakt verfiigbar, sondern zuganglich fiir jeden
Plausibilitatspriifungen reduzieren Kommunikationsbe-
ziehungen auch bei den formalisierten Beziehungen
De-facto-Beziehungen und -Netzwerk gleicht sich an das
de-jure-Netzwerk an, indem weniger informelle Vorge-
sprache vorgesehen sind

Eine Nacherhebung von Informationen fallt weg, d.h.
nicht-formalisierte Beziehungen sind nicht mehr erfor-
derlich

Das Netzwerk wird vereinfacht, indem Akteure nicht
mehr erforderlich sind

Vereinfachung und Verschlankung des Netzwerks durch
Automatisierung

Wegfall bzw. Veranderung von Kommunikationsbezie-
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Bauantrags mit Building In- hungen
formation Modeling (BIM)

Potenzialszenario 4: = Vereinfachung und Verschlankung des Netzwerks durch
. Automatisierung
Abstimmungen von Planungen . yyeofal] hzw. Veranderung von Kommunikationsbezie-
mit Tragern offentlicher Be- hungen
lange
Potenzialszenario 5: = Vereinfachung und Verschlankung des Netzwerks durch
. . Automatisierung
Verdéffentlichung des Plan- »  Wissen ist nicht mehr exklusiv 2 Wettbewerbsgleichheit

werks und Weiternutzungam . Wegfall bzw. Veranderung von Kommunikationsbezie-
Beispiel der Wirtschaftsforde- hungen

rung bzw. Standortauswahl

Deutlich wird, dass gerade die nicht-formalisierten Beziehungen nicht mehr in dem Maf3e erfor-
derlich sein werden wie vorher, da Informationen flichendeckend verfiigbar sind. Insbesondere
im Baubereich, der derzeit von einer hohen Informalitat gepragt ist, konnte langfristig eine neue
Kultur entstehen. Aufgrund der Komplexitdt von Vorhaben kann weiterhin davon ausgegangen
werden, dass weiterhin Kommunikation zwischen Akteuren erforderlich sein wird. Diese kann
jedoch zielgerichteter erfolgen, da alle Akteure mit dem gleichen Stand und der gleichen Qualitat
an Informationen arbeiten kénnen. Zudem sind bestimmte Partner im Netzwerk nicht mehr er-
forderlich, sofern nicht gesetzlich vorgeschrieben, wenn deren Informationen frei verfligbar
sind, so dass sich Abstimmungen insgesamt vereinfachen.

7 Ausblick und Handlungsempfehlungen

Es zeigt sich, dass die Bereiche Bauen und Planen ein eigenes ,,Okosystem" darstellen, das von
einer hohen Fachlichkeit und Komplexitat gepragt ist, wodurch viele Ablaufe aufwendig sind
bzw. als besonders aufwendig wahrgenommen werden. Umfassende Schitzungen zum Biirokra-
tie- bzw. Erfiillungsaufwand fiir Unternehmen oder Biirger und Verwaltungen liegen jedoch
nicht vor, sondern nur Berechnungen einzelner Unternehmen, wie die Erhebung ergeben hat.
Abhilfe kann die Nutzung der semantischen Standards schaffen, wie die ausgewahlten Szenarios
zeigen. In beiden betrachteten Bereichen, Baugenehmigung und Planung, kénnen eine Reihe von
Basispotenzialen erreicht werden, woraus sich jeweils Folgepotenziale ergeben. Als Basispoten-
ziale ermoglichen beide Standards u.a. eine Automatisierung, Integration und Nachvollziehbar-
keit, d.h. elektronische Zugriffe auf Informationen und Daten, z.B. giiltige Bebauungsplane, Fach-
daten, deren Integration in die IT-Systeme und Informationen zum Bearbeitungsstand. Dadurch
verkiirzen sich Bearbeitungsprozesse und es reduziert sich die Zahl der beteiligten Behdrden.
Damit diese Potenziale realisiert werden kénnen, miissen alle Beteiligten diese Daten und In-
formationen kennen und auch mit ihren IT-Verfahren nutzen kénnen.

Als Folgepotenziale konnen nicht nur die Abldufe komplett elektronisch rechtssicher abgewi-
ckelt werden. Vielmehr kénnen Abldufe harmonisiert und sogar standardisiert werden. Hier-
durch konnte die flichendeckende Implementierung elektronischer Baugenehmigungsverfahren
gefordert werden, da Standard-IT-Systeme verwendet werden kénnen und keine ,teuren“ Ei-
genentwicklungen erforderlich sind. Es kénnen Priifungen im Abstimmungs- oder Genehmi-
gungsprozess teil- oder komplett automatisiert ablaufen. Hier bietet auch der BIM-Ansatz weite-
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res Potenzial, indem bei einem Bauvorhaben Komponenten, die in einem vorherigen Vorhaben
verwendet, gepriift und genehmigt wurden, nur noch im Zusammenhang mit dem neuen Vorha-
ben gepriift werden. Weiterhin werden Planungen genauer und fiir alle Akteure transparenter,
was u.a. die Kultur der Zusammenarbeit zwischen den privaten Akteuren und den 6ffentlichen
Akteuren verdandert. Insgesamt erleichtern die Standards die Zusammenarbeit und Koordinati-
on, weil Schnittstellen wegfallen und Bearbeitungsstiande IT-gestiitzt und automatisch nachver-
folgt werden konnen.

Die Standardisierung beim Bauantrag bis hin zur Verwendung von Begriffen konnte die Anglei-
chung der Landesbauordnungen und anderen einschligigen Verordnungen begilinstigen und
damit zu einem bundeseinheitlichen Baugenehmigungsverfahren. Nicht zuletzt auch deshalb,
weil die Integration landesrechtlicher Spezifika in XBau und XPlanung zusatzliche Kosten verur-
sacht. Diese Angleichung fordern zudem Akteure aus der Bauindustrie seit Jahren, gerade auch
vor dem Hintergrund, dass in vielen Regionen viele Wohnungen gebaut werden sollen, wofiir
schnellere und harmonisierte Planungs- und Genehmigungsprozesse erforderlich sind.

All diese Potenziale und der sich daraus ergebende Nutzen stellen sich nicht von selbst ein und
sind auch nicht einfach sichtbar. Vielmehr bediirfen sie einer vertieften empirischen Untersu-
chung, die im Rahmen der Untersuchung nur sehr ausgewdahlt vorgenommen werden konnte.
Jedoch wurden mit dieser Studie Methoden und Werkzeuge entwickelt, mit denen weitere Po-
tenziale bzw. Potenziale fiir andere Akteursgruppen identifiziert werden konnen. Deutlich wur-
de, dass es gerade im Bereich Bauen und Planen viele Akteure mit divergierenden Interessen
beteiligt sind. Dies erschwerte bisher die flichendeckende Durchsetzung der Standards. Hier
konnten in den ausgewdhlten Szenarien die Potenziale fiir einzelne Akteursgruppen nachgewie-
sen werden, was eine flichendeckende Nutzung unterstiitzen konnte.

Davon ausgehend sollten fiir jede Akteursgruppe die Basis- und Folgepotenziale erarbeitet wer-
den, wofiir eine umfassende empirische Untersuchung erforderlich ist. Auf dieser Grundlage
konnten Strategien und Mafdnahmen fiir die Verbreitung erarbeitet werden. Dabei ist es nicht
ausreichend, dass nur Gremien, wie der IT-Planungsrat und andere foderale Strukturen einge-
bunden werden, sondern auch umfassend die kommunale Ebene - aufgrund ihrer Zustandigkei-
ten. Die bisherigen Pilotprojekte, wie z.B. in Brandenburg und Hamburg, sollten weitergefiihrt
und deren Ergebnisse fiir den Transfer in andere Regionen genutzt werden.

Mit diesen Mafdnahmen konnte die Akzeptanz fiir die Nutzung der semantischen Standards un-
ter den Akteuren hergestellt bzw. erhoht werden, was jedoch aufgrund der bisherigen Erfahrun-
gen nicht ausreichend sein wird. Vielmehr sollte die Nutzung des Standards verbindlich vorge-
schrieben werden, damit die erforderlichen Initialinvestitionen erfolgen - ggf. konnte eine fi-
nanzielle Unterstiitzung vorgesehen werden. So sind fiir die Nutzung der Standards viele der
verwendeten Verfahren zu erweitern, wodurch Kosten fiir die Verwaltung und private Akteure
entstehen, obwohl die semantische Interoperabilitit es erméglicht, dass die bestehende Vielfalt
an IT-Systemen und Verfahren bestehen bleiben kann. Zudem ist eine Qualifizierung erforder-
lich, um standardkonform zu arbeiten. Wichtig ist es zu kommunizieren, dass diese Initialkosten
sich jedoch langfristig fiir die Gesamtverwaltung ,rechnen”, da Ubersetzungsschnittstellen bzw.
die Pflege proprietdrer Schnittstellen wegfallen.

Vor dem Hintergrund der weiter zunehmenden Digitalisierung und der sich dadurch verandern-
den Arbeit in den Bauaufsichtsbeh6rden wire auch zu iiberlegen, ob die institutionelle Struktur
neu gestaltet werden sollte. So konnte die Zahl der Bauaufsichtsbeh6rden reduziert werden und
z.B. zu regionalen Dienstleistungszentren zusammengefasst werden. Die zukiinftig umfassende
Bereitstellung von Daten und Informationen sowie von digitalen Bauwerksmodellen konnte
dazu fiihren, dass ortliche Kenntnisse nicht mehr in dem Umfang erforderlich sind. Vielmehr
sind umfangreiche Erfahrungen und Kenntnisse im Umgang mit den neu gestalteten elektroni-
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schen ,Bauvorlagen“ erforderlich, was insbesondere vor dem Hintergrund der weiterhin vor-
handenen Personalknappheit auf kommunaler Ebene nicht umsetzbar erscheint. Wie eine solche
Struktur gestaltet werden kdnnte, ist zu untersuchen.

Die Entwicklung und Nutzung von Standards im Bau- und Planungsbereich sollte zudem umfas-
send in die Initiativen und Programme zu den so genannten Smart Cities/Smart Regions inte-
griert werden. Diese entwickeln unter Nutzung von IT-Potenzialen und darauf basierender Ver-
netzung u.a. neue Formen der Bereitstellung 6ffentlicher und privater Leistungen, fiir die Mobili-
tat sowie fiir Produktion und Arbeit. Der BIM-Ansatz konnte hierfiir eine wichtige Grundlage
bilden.

34



8 Literatur
Battis, Ulrich (2014): Offentliches Baurecht und Raumordnungsrecht, 6. neu bearbeitete Auflage,
Stuttgart

Becker, Alexander (2011): Nutzenpotenziale und Herausforderungen Service-orientierter Archi-
tekturen, Wiesbaden

Burghartz, Heribert (2011): Technische Standards, Patente und Wettbewerb, Berlin

Davenport, Thomas H. (1993): Process Innovation: Reengineering Work Through Information
Technology, Boston

Europdische Kommission (2010): European Interoperability Framework (EIF) for European
public services, online abrufbar unter:
http://ec.europa.eu/isa/documents/isa annex ii eif en.pdf, zuletzt abgerufen am 09.04.2016

Franke, Jiirgen (1996): Grundziige der Mikrodkonomik, 8. Aufl., Miinchen u.a.

FrafRdorf, Henning (2009): Rechtsfragen des Zusammentreffens gewerblicher Schutzrechte,
technischer Standards und technischer Standardisierung, Wiesbaden

Freeman, R. Edward (1984): Strategic Management: A Stakeholder Approach, Boston u.a.

Gasco, Mila (2012): Approaching E-Government Interoperability, in: Social Science Computer
Review, 30(1), S. 3-6

Hanseth, O./Bygstadt, B. (2015): Flexible generification_ ICT standardization strategies and ser-
vice innovation in health care; in: European Journal of Information Systems, Vol. 24, Issue 6, pp.
645-663.

Hartlieb, Bernd / Kiehl, Peter / Miiller, Norbert (2009): Normung und Standardisierung: Grund-
lagen, Berlin u.a.

KGSt - Kommunale Gemeinschaftsstelle fiir Verwaltungsmanagement (2016): Wirkungsorien-
tierte Steuerung, online abrufbar unter
https://www.kgst.de/themenfelder/finanzmanagement/strategie-und-

steuerung/wirkungsorientierte-steuerung.dot, zuletzt abgerufen am 29.04.2016

Koordinierungsstelle fiir IT-Standards (KoSIT) (2016a): Standards in der 6ffentlichen Verwal-
tung, online abrufbar unter: http://www.xoev.de/sixcms/detail.php?gsid=bremen83.c.4992.de,
zuletzt abgerufen am 22.04.2016

Koordinierungsstelle fiir IT-Standards (KoSIT) (2016b): Der XOV-Standardisierungsrahmen,
online abrufbar unter: http://www.xoev.de/sixcms/detail.php?gsid=bremen83.c.5002.de, zu-
letzt abgerufen am 22.04.2016

Kosow, H./Gafiner, R. (2008): Methoden der Zukunfts- und Szenarioanalyse. Uberblick, Bewer-
tung und Auswahlkriterien, Werkstattbericht Nr. 103, IZT Berlin.

Krcmar, Helmut (2015): Informationsmanagement, 6. Aufl.,, Berlin u.a.

Kubicek, H./Cimander, R. (2009) Three dimensions of organizational interoperability Insights
from recent studies for improving interoperability frame-works; in European Journal of ePrac-
tice, No. 6 (January 2009), http://www.dlorg.eu/uploads/External%20Publications/6.1.pdf.

35


http://ec.europa.eu/isa/documents/isa_annex_ii_eif_en.pdf
https://www.kgst.de/themenfelder/finanzmanagement/strategie-und-steuerung/wirkungsorientierte-steuerung.dot
https://www.kgst.de/themenfelder/finanzmanagement/strategie-und-steuerung/wirkungsorientierte-steuerung.dot
http://www.xoev.de/sixcms/detail.php?gsid=bremen83.c.4992.de
http://www.xoev.de/sixcms/detail.php?gsid=bremen83.c.5002.de

Kumar, K./van Dissel, H. (1996) ,Sustainable Collaboration: Managing Conflict and Cooperation
in Interorganizational Systems; in: MIS Quarterly; Sep 1996; 20, 3; p. 279-300.

NEGZ (2015): Top 100 - Die wichtigsten und am haufigsten genutzten Verwaltungsleistungen
fiir Burger" (11/2015), Berlin.

Nullmeier, Frank (2011): Output-Steuerung und Performance Measurement, in: Blanke, Bern-
hard / Nullmeier, Frank / Reichard, Christoph / Wewer, Gottrik (Hrsg.): Handbuch zur Verwal-
tungsreform, 4. Aufl.,, Wiesbaden. S. 465-475

Ponte, Stefano / Gibbon, Peter / Vestergaard, Jakob (2011): Governing through Standards: An
Introduction, in: dies. (Hrsg.): Governing through Standards. Origins, Drivers and Limitations,
Basingstoke, S. 1-21

Powell, W.W. 1990: Neither Market Nor Hierarchy. Network Forms of Organization. In: Research
in Organizational Behavior, Jg. 12 (1990), S. 295-336

Steinmetz, Wolfhard (2010): IT-Standardisierung und Grundgesetz. Rechtsprobleme bei der
technischen Vernetzung der Verwaltung, Hamburg

v. Reibnitz, U. (1991): Szenario-Technik: Instrumente fiir die unternehmerische und persénliche
Erfolgsplanung, Wiesbaden.

Varian, Hal R. (2011): Grundziige der Mikrodkonomik, 8. Aufl,, Miinchen u.a.

Peppard, Joe / Ward, John / Daniel, Elizabeth (2007): Managing the realization of business
benefits from IT investments. MIS Quarterly Executive, 6(1) pp. 1-11.

Williamson, O.E. 1975: Markets and Hierarchies. Analysis and Antitrust Implications. New York

36



	1 Einleitung
	2 Grundlagen zur Studie
	2.1 Standards und Interoperabilität
	2.2 Potenziale von Standards
	2.3 Akteure und Netzwerke
	2.4 Konkretisierung des Vorgehens zur Ableitung von Potenzialen

	3 Rahmenbedingungen und Ausgangslage
	3.1 Rechtliche Rahmenbedingungen
	3.2 Organisatorische Rahmenbedingungen
	3.3 Technische und infrastrukturelle Rahmenbedingungen
	3.4 Zwischenfazit und Implikationen für Standards

	4 Potenziale semantischer Standards bei der Baugenehmigung
	4.1 Genereller Baugenehmigungsprozess
	4.2 Potenzialszenario: Erstellung und Einreichung eines Bauantrags
	4.2.1 Gegenwärtiger Prozessablauf
	4.2.2 Möglicher Ablauf unter Nutzung des Standards
	4.2.3 Identifizierte Potenziale

	4.3 Potenzialszenario: Verpflichtende Erhebung statistischer Daten
	4.3.1 Gegenwärtiger Prozessablauf
	4.3.2 Möglicher Ablauf unter Nutzung des Standards
	4.3.3 Identifizierte Potenziale

	4.4 Potenzialszenario: Einreichung und Prüfung eines Bauantrags mit Building Information Modeling (BIM)
	4.4.1 Gegenwärtiger Prozessablauf
	4.4.2 Möglicher Ablauf unter Nutzung des Standards
	4.4.3 Identifizierte Potenziale


	5 Potenziale semantischer Standards bei der Anfertigung von Planwerken
	5.1 Genereller Planungsprozess
	5.2 Potenzialszenario: Abstimmungen von Planungen mit Trägern öffentlicher Belange
	5.2.1 Gegenwärtiger Prozessablauf
	5.2.2 Möglicher Ablauf unter Nutzung des Standards
	5.2.3 Identifizierte Potenziale

	5.3 Potenzialszenario: Veröffentlichung des Planwerks und Weiternutzung am Beispiel der Wirtschaftsförderung bzw. Standortwahl
	5.3.1 Gegenwärtiger Prozessablauf
	5.3.2 Möglicher Ablauf unter Nutzung des Standards
	5.3.3 Identifizierte Potenziale


	6 Zusammenfassende Betrachtung
	7 Ausblick und Handlungsempfehlungen
	8 Literatur

